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Entwurf eines Gesetzes über die Berufe des Psychologischen 
Psychotherapeuten und des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
und zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

A. Zielsetzung 

Durch das Gesetz sollen 

— der Zugang zu den Berufen des Psychologischen Psychothera-
peuten und des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
sowie 

— Einzelheiten der psychotherapeutischen Versorgung gesetzlich 
Krankenversicherter 

geregelt werden. 

B. Lösung 

a) berufsrechtlich 

— Berufszulassung zur Ausübung des Berufs des Psychologi-

schen Psychotherapeuten und zur Ausübung des Berufs des 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 

— Definition der Psychotherapie als jede mittels wissenschaft-
lich anerkannter Verfahren vorgenommene Tätigkeit zur 
Feststellung, Heilung oder Linderung von psychischen Stö-
rungen mit Krankheitswert 

— Mindestens dreijährige ganztägige oder mindestens fünfjäh-

rige berufsbegleitende, mit Bestehen einer staatlichen Prü-
fung abschließende Ausbildung in der Psychotherapie bzw. 

Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie 

— Übergangsvorschriften für vor Inkrafttreten des Gesetzes 

tätige qualifizierte Psychologische Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
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b) krankenversicherungsrechtlich 

— Psychotherapeutische Behandlung als Teil der ärztlichen 
Behandlung 

— Erstzugangsrecht der Patienten zum Psychologischen Psy-
chotherapeuten und Bestätigung der Indikation für die 
Psychotherapie durch den Arzt 

— Beteiligung der Psychologischen Psychotherapeuten an der 
Erarbeitung der Richtlinien im Bundesausschuß Ärzte und 
Krankenkassen 

— Vergütungsanspruch der Psychologischen Psychotherapeu-
ten gegen die Krankenkassen, der nach Art  und Umfang, 
dem der ärztlichen Psychotherapeuten entspricht, 

— Bildung eines Budgets für die Vergütungen der Psychologi-
schen Psychotherapeuten 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Das Gesetz wird, insbesondere durch eine steigende Zahl nicht-
ärztlicher Psychotherapeuten, voraussichtlich zu jährlichen Mehr-
kosten in einer Höhe von rund 120 Mio. DM ab 1996 für die 
gesetzliche Krankenversicherung führen. Der Bund wird wegen 
der von ihm zu tragenden Leistungsaufwendungen für die Alten-
teiler in der Krankenversicherung der Landwirte ab 1996 voraus-
sichtlich mit 1 Mio. DM jährlich belastet werden. Außerdem wird 
das Gesetz Mehrkosten für die öffentliche Hand verursachen. Im 
Zusammenhang vor allem mit der Durchführung der Ausbildungen 
und der staatlichen Prüfungen werden Mehrkosten zu Lasten der 
Länder unvermeidbar sein. Die Höhe dieser Mehrkosten ist bisher 
nicht absehbar. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau sind durch das 
Gesetz nicht zu erwarten. 

 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/5890 

Bundesrepublik Deutschl and 
Der Bundeskanzler 

021 (313) — 231 00 — Ps 3/93 
Bonn, den 13. Oktober 1993 

An die Präsidentin 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes über die Berufe des Psychologischen Psychotherapeuten und des Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten und zur Änderung des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Gesundheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 660. Sitzung am 24. September 1993 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage i 

Entwurf eines Gesetzes über die Berufe des Psychologischen 
Psychotherapeuten und des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
und zur Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes folgendes Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz über die Berufe des 
Psychologischen Psychotherapeuten und des 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 

(Psychotherapeutengesetz — PsychthG) 

§1 

Berufsausübung 

(1) Der Erlaubnis bedarf, wer den Beruf 

1. des Psychologischen Psychotherapeuten oder 

2. des Kinder-und Jugendlichenpsychotherapeuten 

ausüben will. Die vorübergehende Ausübung des 
Berufs ist auch auf Grund einer Bef risteten Erlaubnis 
zulässig. 

(2) Die Erlaubnis zur Ausübung des Berufs des 
Psychologischen Psychotherapeuten und die Befri-
stete Erlaubnis zur Ausübung dieses Berufs berechti-
gen zur Führung der Berufsbezeichnung „Psychologi-
scher Psychotherapeut" oder „Psychologische Psy-
chotherapeutin". Die Erlaubnis zur Ausübung des 
Berufs des Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten und die Befristete Erlaubnis zur Ausübung 
dieses Berufs berechtigen zur Führung der Berufsbe-
zeichnung „Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peut" oder „Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peutin". 

(3) Die Berechtigung zur Ausübung des Berufs 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut erstreckt 
sich auf Patienten, die das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben. Ausnahmen von Satz 1 sind zulässig, 
wenn zur Sicherung des Therapieerfolges eine 
gemeinsame psychotherapeutische Behandlung von 
Kindern oder Jugendlichen mit Erwachsenen erfor-
derlich ist, oder bei Jugendlichen eine vorher mit 
Mitteln der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie 
begonnene psychotherapeutische Behandlung erst 
nach Vollendung des 18. Lebensjahres abgeschlossen 
werden kann. 

(4) Ausübung von Psychotherapie im Sinne dieses 
Gesetzes ist jede mittels wissenschaftlich anerkann-
tem psychotherapeutischen Verfahren vorgenom-
mene Tätigkeit zur Feststellung, Heilung oder Linde-
rung von psychischen Störungen mit Krankheitswert, 
deren somatische Ursachen ausgeschlossen sind. 
Krankheitswert im Sinne von Satz 1 haben  

1. neurotische und psychoneurotische Störungen, 

2. neurotische Konflikte und psychopathologische 
Folgezustände bei psychotischen Erkrankungen, 

3. Süchte und Abhängigkeiten, 

4. Seelische Behinderungen als Folge körperlicher 
Erkrankungen 

5. aktuelle seelische Konflikte oder emotionale Man-
gelsymptomatiken bei seelischen und körperlichen 
Behinderungen, 

6. Entwicklungsdefizite und seelische Behinderun-
gen, wenn psychodynamische Faktoren wesentli-
chen Anteil daran oder an deren Auswirkungen 
haben. 

Zur Ausübung von Psychotherapie gehören nicht 
psychologische Tätigkeiten, die die Aufarbeitung und 
Überwindung sozialer Konflikte oder sonstige 
Zwecke außerhalb der Heilkunde zum Gegenstand 
haben. 

§2 

Erlaubnis 

(1) Eine Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 
ist auf Antrag zu erteilen, wenn der Antragsteller 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundge-
setzes, Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Gemeinschaft oder eines ande-
ren Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder heimatloser 
Ausländer im Sinne des Gesetzes über die Rechts-
stellung heimatloser Ausländer ist, 

2. die vorgeschriebene Ausbildung abgeleistet und 
die staatliche Prüfung bestanden hat, 

3. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, 
aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Ausübung 
des Berufs ergibt, und 

4. nicht wegen eines körperlichen Gebrechens oder 
wegen Schwäche der geistigen oder körperlichen 
Kräfte oder wegen einer Sucht zur Ausübung des 
Berufs unfähig oder ungeeignet ist. 

(2) Die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 2 gilt als 
erfüllt, wenn aus einem in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaft oder einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum erworbenen Diplom hervorgeht, daß 
der Inhaber eine Ausbildung erworben hat, die in 
diesem Staat für den unmittelbaren Zugang zu einem 
dem Beruf des „Psychologischen Psychotherapeuten" 
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oder dem Beruf des „Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten" entsprechenden Beruf erforderlich 
ist. Diplome im Sinne dieses Gesetzes sind Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungsnach-
weise im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 89/ 
48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine 
allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hoch-
schuldiplome, die eine mindestens dreijährige Berufs-
ausbildung abschließen (ABl. EG Nr. L 19 S. 16) sowie 
im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 92/51/EWG des 
Rates vom 18. Juni 1992 über eine zweite allgemeine 
Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähigungs-
nachweise in Ergänzung zur Richtlinie 89/48/EWG 
(ABl. EG Nr. L 209 S. 25). Antragsteller aus einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft oder 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum, deren Ausbil-
dung die nach diesem Gesetz vorgeschriebene Min-
destdauer nicht erreicht, haben einen höchstens drei-
jährigen Anpassungslehrgang zu absolvieren oder 
eine Eignungsprüfung abzulegen. Der Antragsteller 
hat das Recht, zwischen dem Anpassungslehrgang 
und der Eignungsprüfung zu wählen. Die Vorausset-
zug des Absatzes 1 Nr. 2 gilt auch als erfüllt, wenn bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 
der Antragsteller eine in einem anderen Staat erwor-
bene gleichwertige, abgeschlossene Ausbildung 
nachweist. 

(3) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 1 nicht 
erfüllt, so kann die Erlaubnis in besonderen Einzelfäl-
len oder aus Gründen des öffentlichen Gesundheits-
interesses erteilt werden. Ist zugleich die Vorausset-
zung nach Absatz 1 Nr. 2 nicht erfüllt, so ist die 
Erteilung der Erlaubnis nur zulässig, wenn der 
Antragsteller eine in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Gemeinschaft oder einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum erworbene, den Voraussetzungen der 
Richtlinien 89/48/EWG oder 92/51/EWG entspre-
chende oder eine in einem anderen Staat erworbene 
gleichwertige, abgeschlossene Ausbildung nach-
weist. Absatz 2 Satz 3 und 4 findet entsprechend 
Anwendung. 

(4) Soll die Erteilung der Erlaubnis wegen Fehlens 
einer der Voraussetzungen nach Absatz 1 abgelehnt 
werden, so ist der Antragsteller oder sein gesetzlicher 
Vertreter vorher zu hören. 

(5) Ist gegen den Antragsteller wegen des Verdachts 
einer Straftat, aus der sich die Unzuverlässigkeit zur 
Ausübung des Berufs ergeben kann, ein Strafverfah-
ren eingeleitet, so kann die Entscheidung über den 
Antrag auf Erteilung der Erlaubnis bis zur Beendi-
gung des Verfahrens ausgesetzt werden. 

§3 

Rücknahme, Widerruf und Ruhen der Erlaubnis 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei 
ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen des § 2 
Abs. 1 Nr. 2 nicht vorgelegen hat oder die im Ausland 
erworbene Ausbildung, nach § 2 Abs. 2 oder 3 oder die 
nach § 12 nachzuweisende Ausbildung nicht abge-

schlossen war oder die Gleichwertigkeit der Ausbil-
dung nach § 2 Abs. 3 nicht gegeben war. Sie kann 
zurückgenommen werden, wenn bei ihrer Erteilung 
eine der Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 3 oder 
4 nicht vorgelegen hat. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nachträg-
lich die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 weg-
gefallen sind. Sie ist auch zu widerrufen, wenn nach-
träglich die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 auf 
Dauer weggefallen sind. 

(3) Das Ruhen der Erlaubnis kann angeordnet 
werden, wenn 

1. gegen den Psychologischen Psychotherapeuten 
oder Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
wegen des Verdachts einer Straftat, aus der sich die 
Unzuverlässigkeit zur Ausübung des Berufs des 
Psychologischen Psychotherapeuten oder des Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten ergeben 
hat, ein Strafverfahren eingeleitet ist, 

2. nachträglich die Voraussetzungen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 4 vorübergehend nicht mehr vorliegen oder 
Zweifel bestehen, ob die Voraussetzungen des § 2 
Abs. 1 Nr. 4 noch erfüllt sind und der Psychologi-
sche Psychotherapeut oder Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeut sich weigert, sich einer von 
der zuständigen Behörde angeordneten amts- oder 
fachärztlichen Untersuchung zu unterziehen. 

Die Anordnung ist aufzuheben, wenn ihre Vorausset-
zungen nicht mehr vorliegen. Der Psychologische 
Psychotherapeut oder Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeut, dessen Erlaubnis ruht, darf den Beruf 
des Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten nicht ausüben. 
Die zuständige Behörde kann auf Antrag des Erlaub-
nisinhabers zulassen, daß die Praxis eines Psychologi-
schen Psychotherapeuten oder Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten, dessen Erlaubnis ruht, für 
einen von ihr zu bestimmenden Zeitraum durch einen 
anderen Psychologischen Psychotherapeuten oder 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten weiter-
geführt werden kann. 

§4 

Befristete Erlaubnis 

(1) Eine Befristete Erlaubnis zur Berufsausübung 
kann auf Antrag Personen erteilt werden, die eine 
abgeschlossene Ausbildung für den Beruf nachwei-
sen. In den Fällen, in denen die Ausbildungsvoraus-
setzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 nicht erfüllt sind oder 
nach § 2 Abs. 2 als erfüllt gelten, ist nachzuweisen, 
daß die im Ausland erworbene Ausbildung in den 
wesentlichen Grundzügen einer Ausbildung nach 
diesem Gesetz entspricht. 

(2) Die Befristete Erlaubnis kann auf bestimmte 
Tätigkeiten und Beschäftigungsstellen beschränkt 
werden. Sie darf nur widerruflich und bis zu einer 
Gesamtdauer der Tätigkeit von höchstens 3 Jahren 
erteilt oder verlängert werden. Eine Bef ristete Erlaub-
nis darf ausnahmsweise über 3 Jahre hinaus erteilt 
oder verlängert werden, wenn dies im Interesse der 
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psychotherapeutischen Versorgung der Bevölkerung 
liegt. Das gleiche gilt für ausländische Antragsteller, 
die 

1. unanfechtbar als Asylberechtigte anerkannt sind, 

2. die Rechtsstellung nach § 1 des Gesetzes über 
Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfs-
aktionen aufgenommene Flüchtlinge vom 22. Juli 
1980 (BGBl. I S. 1057) genießen, 

3. mit Deutschen im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes verheiratet sind, die ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt im Inland haben, 

4. im Besitz einer Einbürgerungszusicherung sind, 
der Einbürgerung jedoch Hindernisse entgegen-
stehen, die sie selbst nicht beseitigen können. 

(3) Personen, denen eine Bef ristete Erlaubnis nach 
den vorstehenden Vorschriften erteilt worden ist, 
haben im übrigen die .Rechte und Pflichten eines 
Angehörigen des Berufs, für dessen vorübergehende 
Ausübung ihnen die Befristete Erlaubnis erteilt wor-
den ist. 

§5 

Ausbildung und staatliche Prüfung 

(1) Die Ausbildung zum Psychologischen Psycho-
therapeuten und die Ausbildung zum Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten dauern bei ganztä-
giger Ausbildung jeweils mindestens drei Jahre oder 
bei berufsbegleitender Ausbildung jeweils minde-
stens fünf Jahre. Die Ausbildungen bestehen aus einer 
praktischen Tätigkeit, die von theore tischen und 
praktischen Unterrichtsveranstaltungen begleitet 
wird. Während der praktischen Tätigkeit sind die 
Ausbildungsteilnehmer unter Anleitung und Aufsicht 
von Ausbildern tätig. Die Ausbildungen schließen 
jeweils mit Bestehen der staatlichen Prüfung ab. 

(2) Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine 
andere im In- oder Ausland erworbene abgeschlos-
sene Ausbildung im Umfang ihrer Gleichwertigkeit 
auf die Ausbildung nach Absatz 1 anrechnen, wenn 
die Durchführung der Ausbildung und die Erreichung 
des Ausbildungszieles dadurch nicht gefährdet wer-
den. 

(3) Voraussetzungen für den Zugang zu einer Aus-
bildung nach Absatz 1 sind 

1. bei einer Ausbildung zum Psychologischen Psy-
chotherapeuten eine im Inland bestandene Ab-
schlußprüfung im Studiengang Psychologie an 

 einer Universität oder einer gleichstehenden Hoch-
schule oder eine in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Gemeinschaft oder einem anderen Ver-
tragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum erworbenes Diplom im Studien-
gang Psychologie oder ein in einem anderen Staat 
erfolgreich abgeschlossenenes, gleichwertiges 
Hochschulstudium der Psychologie, 

2. bei einer Ausbildung zum Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten die Voraussetzung nach 
Nummer 1 oder die im Inland bestandene 

Abschlußprüfung in den Studiengängen Pädago-
gik oder Sozialpädagogik an einer staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschule oder ein in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Gemein-
schaft oder einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
raum erworbenes Diplom in den Studiengängen 
Pädagogik oder Sozialpädagogik oder ein in einem 
anderen Staat erfolgreich abgeschlossenes, gleich-
wertiges Hochschulstudium. 

§ 2 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

§6 

Ausbildungsstätten 

(1) Die Ausbildungen nach § 5. Abs. 1 werden an 
Hochschulen oder an  anderen Einrichtungen vermit-
telt, die als Ausbildungsstätten für Psychotherapie 
oder als Ausbildungsstätten für Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapie staatlich anerkannt sind. 

(2) Einrichtungen sind als Ausbildungsstätten für 
Psychotherapie oder Ausbildungsstätten für Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapie anzuerkennen, 
wenn 

1. in der Einrichtung Pa tienten, die an den in § 1 
Abs. 4 Satz 2 genannten. psychischen Störungen 
mit Krankheitswert leiden, nach wissenschaftlich 
anerkannten psychotherapeutischen Verfahren 
stationär oder ambulant behandelt werden, wobei 
es sich bei einer Ausbildung zum Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten um Kinder und 
Jugendliche handeln muß, 

2. in der Einrichtung für die Ausbildung geeignete 
Patienten nach Art und Zahl in ausreichendem 
Maße zur Verfügung stehen, 

3. die Einrichtung über eine angemessene technische 
Ausstattung für Ausbildungszwecke und eine fach-
wissenschaftliche Bibliothek verfügt, 

4. in der Einrichtung mehrere Psychologische Psy-
chotherapeuten oder Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten und in der Psychotherapie wei-
tergebildete Ärzte für die Vermittlung der medizi-
nischen Ausbildungsinhalte zur Verfügung ste-
hen, 

5. die Ausbildung auf der Grundlage von Ausbil-
dungsplänen durchgeführt wird, die auf Grund der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Psycholo-
gische Psychotherapeuten oder der Ausbildungs-
und Prüfungsordnung für Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten nach § 8 dieses Gesetzes 
erstellt worden sind, und 

6. die Einrichtung sowohl die Anleitung und Aufsicht 
der Ausbildungsteilnehmer während der prakti-
schen Tätigkeit übernimmt als auch die begleiten-
den praktischen und theore tischen Unterrichtsver-
anstaltungen durchführt. 

(3) Kann die praktische Tätigkeit an der Einrichtung 
selbst nicht vollständig durchgeführt werden, so muß 
gewährleistet sein, daß eine andere Einrichtung, die 
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über ausreichende Möglichkeiten für den praktischen 
Einsatz von Ausbildungsteilnehmern verfügt, in 
Abstimmung mit ihr diese Ausbildungsaufgabe in 
dem erforderlichen Umfang übernimmt. Falls die 
Einrichtung die Durchführung der begleitenden 
Unterrichtsveranstaltungen nur teilweise überneh-
men kann, so muß gewährleistet sein, daß eine andere 
Einrichtung, die über geeignetes Unterrichtspersonal 
verfügt, in Abstimmung mit ihr die übrigen Unter-
richtsveranstaltungen durchführt. Die Voraussetzun-
gen des Absatzes 2 Nr. 4 gelten auch für die in diesem 
Absatz genannten Einrichtungen. 

§7 

Ausschluß der Geltung des Berufsbildungsgesetzes 

Auf die Ausbildung nach diesem Gesetz findet das 
Berufsbildungsgesetz keine Anwendung. 

§8 
Verordnungsermächtigung 

(1) Das Bundesministerium für Gesundheit wird 
ermächtigt, in einer Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung für Psychologische Psychotherapeuten und 
in einer Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten mit 
Zustimmung des Bundesrates die Mindestanforde-
rungen an  die Ausbildungen und das Nähere über die 
staatlichen Prüfungen (§ 5 Abs. 1) zu regeln. Die 
Rechtsverordnungen sollen auch Vorschriften über 
die für die Erteilung der Erlaubnisse nach § 2 Abs. 1 
bis 3 notwendigen Nachweise, über die Urkunden für 
die Erlaubnisse nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 
und über die Anforderungen nach § 2 Abs. 2 Satz 3 
enthalten. 

(2) Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen 
sind jeweils auf eine Ausbildung auszurichten, welche 
die Kenntnisse und Fähigkeiten in der Psychotherapie 
vermittelt, die für die eigenverantwortliche und selb-
ständige Ausübung des Berufs des Psychologischen 
Psychotherapeuten oder des Berufs des Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten erforderlich sind. 

(3) In den Rechtsverordnungen ist jeweils vorzuse-
hen, daß die Ausbildungen sich auf die Vermittlung 
von eingehenden Kenntnissen wissenschaftlich aner-
kannter psychotherapeutischer Verfahren, insbeson-
dere der tiefenpsychologisch/analytischen Psycho-
therapie und der Verhaltenstherapie sowie auf eine 
vertiefte Ausbildung in einem wissenschaftlich aner-
kannten psychotherapeutischen Verfahren zu er-
strecken hat. Es ist zu regeln, wie die Ausbildungsteil-
nehmer während der praktischen Tätigkeit einzuset-
zen sind, insbesondere welche Patienten sie während 
dieser Zeit zu betreuen haben. Dabei ist vorzuschrei-
ben, daß die praktische Tätigkeit für die Dauer min-
destens eines Jahres durchgehend an  einer psychia-
trischen Klinik und für die Dauer von mindestens 
sechs Monaten durchgehend an einer von einem 
Sozialversicherungsträger oder Träger der Freien 
Wohlfahrtspflege anerkannten Einrichtung der psy-

chotherapeutischen oder psychosomatischen Versor-
gung oder in der Praxis eines Arztes, der die psychot-
herapeutische Behandlung durchführen darf oder 
eines Psychologischen Psychotherapeuten oder eines 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, abzu-
leisten ist. In den Rechtsverordnungen ist ferner 
festzulegen, daß mindestens sechs Monate bei ganz-
tägiger und zwölf Monate bei berufsbegleitender 
Ausbildung auf die theore tischen und praktischen 
Unterrichtsveranstaltungen entfällt. 

(4) Die Rechtsverordnungen sollen ferner die Mög-
lichkeiten für eine Unterbrechung der Ausbildungen 
regeln. Sie können auch Vorschriften über die 
Anrechnung von Ausbildungen enthalten, die im In- 
oder Ausland erfolgreich abgeschlossen worden sind 
(§ 5 Abs. 2). 

(5) Für die staatlichen Prüfungen ist vorzusehen, 
daß sie sich auf eingehende Kenntnisse in der tiefenp-
sychologisch/analytischen Psychotherapie sowie der 
Verhaltenstherapie und schwerpunktmäßig auf das 
Verfahren zu erstrecken haben, das Gegenstand der 
vertieften Ausbildung gewesen ist (Absatz 3 Satz 1). 
Ferner ist zu regeln, daß die Prüfung vor einer 
staatlichen Prüfungskommission abzulegen ist, in die 
jeweils zwei Mitglieder zu berufen sind, die nicht 
Lehrkräfte derjenigen Ausbildungsstätte sind, an der 
die Ausbildung erworben wurde. 

§9 

Gebührenordnung bei Privatbehandlung 

Das Bundesministerium für Gesundheit wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Entgelte für psychotherapeuti-
sche Tätigkeiten von Psychologischen Psychothera-
peuten und Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten zu regeln. In dieser Rechtsverordnung sind 
Mindest- und Höchstsätze für die psychotherapeuti-
schen Leistungen festzusetzen. Dabei ist den berech-
tigten Interessen der Leistungserbringer und der zur 
Zahlung der Entgelte Verpflichteten Rechnung zu 
tragen. 

§ 10 

Zuständigkeiten 

(1) Die Entscheidungen nach § 2 Abs. 1 trifft die 
zuständige Behörde des Landes, in dem der Antrag-
steller die staatliche Prüfung abgelegt hat. Die Ent-
scheidungen nach § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 12, 
nach § 2 Abs. 2 und 3 und nach § 4 trifft die zuständige 
Behörde des Landes, in dem der Beruf ausgeübt 
werden soll. 

(2) Die Entscheidungen nach § 5 Abs. 2 trifft die 
zuständige Behörde des L andes, in dem der Antrag-
steller an  der Ausbildung teilzunehmen beabsich-
tigt. 

(3) Die Entscheidungen nach § 3 trifft die zuständige 
Behörde des Landes, in dem der Beruf ausgeübt wird 
oder zuletzt ausgeübt worden ist. 
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(4) Die Entscheidungen nach § 6 Abs. 2 trifft die 
zuständige Behörde des Landes, in dem die Ausbil-
dungsstätte ihren Sitz hat. 

(5) Die zur Durchführung dieses Gesetzes zuständi-
gen Behörden bestimmen sich nach Landesrecht. 

§ 11 

Bußgeldvorschrift 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. ohne Erlaubnis zur Ausübung des Berufs des Psy-
chologischen Psychotherapeuten nach § 1 Abs. 1 
Satz 1 Nr.1 oder ohne Befristete Erlaubnis zur 
Ausübung des Berufs des Psychologischen Psy-
chotherapeuten nach § 4 die Bezeichnung „Psy-
chologischer Psychotherapeut" oder „Psychologi-
sche Psychotherapeutin" oder „Psychotherapeut" 
oder „Psychotherapeutin" oder 

2. ohne Erlaubnis zur Ausübung des Berufs des Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten nach § 1 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder ohne Bef ristete Erlaubnis 
zur Ausübung des Berufs des Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten nach § 4 die Bezeich-
nung „Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peut" oder „Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeutin" oder „Psychotherapeut" oder „Psycho-
therapeutin" 

führt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße bis zu 30 000 DM geahndet werden. 

§ 12 

Übergangsvorschrift 

(1) Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes, ohne Arzt zu sein, im Rahmen der kasse-
närztlichen Versorgung an der psychotherapeuti-
schen Behandlung von gesetzlich Krankenversicher-
ten im Delegationsverfahren nach den Richtlinien des 
Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen 
über die Durchführung der Psychotherapie in der 
kassenärztlichen Versorgung (Psychotherapie-Richt-
linien in der Neufassung vom 3. Juli 1987 — BAnz. 
Nr. 156 Beilage Nr. 156 a —, zuletzt geändert durch 
Bekanntmachung vom 12. März 1993 — BAnz. Nr. 49 
S. 2178), als Psychotherapeut oder Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeut mitwirkt oder die Qua-
lifikation für eine solche Mitwirkung erfüllt, erhält bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 1, 3 
und 4 auf Antrag eine Erlaubnis für die Ausübung des 
Berufs des Psychologischen Psychotherapeuten nach 
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder eine Erlaubnis zur 
Ausübung des Berufs des Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2. Das 
gleiche gilt für Personen, die die für eine solche 
Mitwirkung vorausgesetzte Qualifikation innerhalb 
von drei Jahren bei ganztägiger, innerhalb von fünf 
Jahren bei berufsbegleitender Ausbildung nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes erwerben. 

(2) Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes als Diplompsychologe eine Weiterbil-
dung zum „Fachpsychologen in der Medizin" nach 
den Vorschriften der Anweisung über das Post-
graduale Studium für naturwissenschaftliche und 
technische Hochschulkader sowie Diplompsycholo-
gen und Diplomsoziologen im Gesundheitswesen 
vom 1. April 1981 (Verf. u. Mitt. MfG DDR Nr. 4 
S. 61) erfolgreich abgeschlossen hat oder innerhalb 
von drei Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
eine solche Weiterbildung erfolgreich abschließt, 
erhält bei Vorliegen der Voraussetzungen des 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 auf Antrag eine Erlaub-
nis zur Ausübung des Berufs des Psychologischen 
Psychotherapeuten nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 
wenn die dreijährige Weiterbildung in beiden Fäl-
len ausschließlich auf die Vermittlung von Kennt-
nissen und Fähigkeiten in der Psychotherapie ausge-
richtet war. 

(3) Personen mit einer bestandenen Abschluß-
prüfung im Studiengang Psychologie an einer Uni-
versität oder einer gleichstehenden Hochschule, die 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
eine psychotherapeutische Zusatzausbildung von 
mindestens drei Jahren erfolgreich abgeschlossen 
haben, erhalten bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen des § 2 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 auf Antrag eine Er-
laubnis zur Ausübung des Berufs des Psychologi-
schen Psychotherapeuten nach § 1 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1, wenn sie im Rahmen der Regelung der 
Techniker Krankenkasse zur psychotherapeuti-
schen Behandlung durch Diplom-Psychologen vom 
1. Oktober 1990 mindestens fünf Jahre lang an 
der Versorgung von Versicherten mitgewirkt ha-
ben. Personen im Sinne des Satzes 1, die das Erforder-
nis der fünfjährigen Mitwirkung nicht erfüllen, erhal-
ten die Erlaubnis nur dann, wenn sie bis zum 31. De-
zember  1995 einen Nachweis über die erfolgreiche 
Teilnahme an einer psychotherapeutischen Fortbil-
dungsveranstaltung von mindestens 40 Stunden, die 
auf die Verfahren nach § 8 Abs. 3 Satz 1 ausgerichtet 
ist, erbringen. 

(4) Personen mit einer bestandenen Abschlußprü-
fung im Studiengang Psychologie an einer Universität 
oder einer gleichstehenden Hochschule, die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes eine psycho-
therapeutische Zusatzausbildung von mindestens drei 
Jahren erfolgreich abgeschlossen haben und die 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes mindestens acht 
Jahre 

1. als Angestellte oder Beamte in einer psychothera-
peutischen Einrichtung psychotherapeutisch tätig 
waren oder 

2. an der psychotherapeutischen Behandlung von 
Privatpatienten mitgewirkt haben, 

erhalten bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 2 
Abs. 1 Nr. 1, 3 und 4 auf Antrag eine Erlaubnis zur 
Ausübung des Berufs des Psychologischen Psychothe-
rapeuten nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1. 
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Artikel 2 

Änderung des Fünften Buches 
des Sozialgesetzbuches 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477), 
zuletzt geändert durch ... wird wie folgt geändert: 

1. In § 28 wird folgender Absatz angefügt: 

„ (3) Die ärztliche Behandlung umfaßt auch die 
psychotherapeutische Behandlung einer Krankheit. 
Die Behandlung im Sinne des Satzes 1 kann auch von 
Psychologischen Psychotherapeuten sowie Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten (Psychothera-
peuten) im Rahmen eines Kooperationsverfahrens 
entsprechend der Richtlinien nach § 92 durchgeführt 
werden, soweit sie zur psychotherapeutischen Be-
handlung nach § 134 a zugelassen sind und ein 
aufgrund der Richtlinien nach § 92 Abs. 6 hierzu 
berechtigter Vertragsarzt spätestens nach der ersten 
Sitzung psychiatrische Ursachen der Erkrankung oder 
eine ausschließlich somatisch bedingte Erkrankung 
ausgeschlossen sowie die Indikation für die psycho-
therapeutische Behandlung festgestellt oder bestätigt 
hat."  

2. Nach § 28 wird folgender Paragraph eingefügt: 

„§ 28 a 

Kostenerstattung 
bei psychotherapeutischer Behandlung 

(1) Versicherte, die das 18. Lebensjahr vollen-
det haben, haben Anspruch auf einen Zuschuß 
von 75 vom Hundert der berechnungsfähigen 
Kosten der psychotherapeutischen Behandlung 
einer Krankheit; vor Vollendung des 18. Lebens-
jahres haben Versicherte Anspruch auf volle 
Kostenübernahme. 

(2) Bei einer von Vertragsärzten durchgeführ-
ten psychotherapeutischen Behandlung erfüllt 
die Krankenkasse ihre Leistungspflicht nach 
Absatz 1, indem sie den von ihr zu tragenden 
Anteil an den berechnungsfähigen Kosten an die 
Kassenärztliche Vereinigung zahlt. Die Zahlung 
an die zur Annahme verpflichtete Kassenärztliche 
Vereinigung erfolgt mit befreiender Wirkung. Der 
erbringende Arzt hat in Höhe des von der Kran-
kenkasse zu tragenden Kostenanteils keinen 
Zahlungsanspruch gegenüber dem Versicher-
ten. 

(3) Bei einer von Psychotherapeuten durchge-
führten psychotherapeutischen Behandlung gilt 
Absatz 2 entsprechend; an die Stelle der Kassen-
ärztlichen Vereinigung tritt die Verrechnungs-
stelle nach § 85a Abs.  5." 

3. § 61 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. den von den Versicherten zu tragenden Teil 
der berechnungsfähigen Kosten 

a) bei der Versorgung mit Zahnersatz sowie 

b) bei der psychotherapeutischen Behandlung 
zu übernehmen und" 

4. In § 62 wird nach Absatz 2a folgender Absatz ein-
gefügt: 

„ (2 b) Die Krankenkasse hat den vom Versicher-
ten zu tragenden Teil der berechnungsfähigen 
Kosten bei der Versorgung nach § 28 Abs. 3 zu 
übernehmen, soweit er das Dreifache der Diffe-
renz zwischen den monatlichen Bruttoeinnahmen 
zum Lebensunterhalt nach § 61 und der zur 
vollständigen Befreiung nach § 61 maßgebenden 
Einnahmegrenze übersteigt. Der vom Versicher-
ten nach Satz 1 zu tragende Teil darf den vom 
Versicherten nach § 28 a Abs. 1 zu tragenden Teil 
nicht überschreiten." 

5. In § 69 wird nach dem Wort „Zahnärzten," das 
Wort „Psychotherapeuten," eingefügt. 

6. Nach § 71 wird die Überschrift des Zweiten 
Abschnitts wie folgt gefaßt: 

„Zweiter Abschnitt 

Beziehungen zu Ärzten, 
Zahnärzten und Psychotherapeuten" 

7. Nach § 85 wird folgender Paragraph eingefügt: 

„§ 85 a 
Vergütung der Leistungen 
von Psychotherapeuten 

(1) Für die Vergütung der von Psychotherapeu-
ten erbrachten Leistungen gilt der einheitliche 
Bewertungsmaßstab für die ärztlichen Leistungen 
nach § 87 Abs. 2. 

(2) Das Bundesministerium für • Gesundheit 
bestimmt durch Rechtsverordnung, erstmals für 
das Jahr 1996, das für die Gesamtheit der von 
Psychotherapeuten erbrachten psychotherapeuti-
schen Leistungen nach § 28 Abs. 3 zu entrich-
tende Vergütungsvolumen sowie, unter Beach-
tung des Grundsatzes der Beitragssatzstabilität 
(§ 141 Abs. 2), dessen Veränderung für das jeweils 
folgende Kalenderjahr. 

(3) Das Vergütungsvolumen nach Absatz 2 wird 
für das Jahr 1996 auf der Grundlage der Ausgaben 
der Krankenkassen im Jahr 1995 für von Psycho-
therapeuten erbrachte Leistungen bestimmt; es 
darf einen Betrag nicht überschreiten, der einem 
Anteil von 1,25 vom Hundert an den Ausgaben 
der Krankenkassen für die Gesamtheit der ver-
tragsärztlichen Leistungen nach § 85 Abs. 3 Satz 2 
im Jahr 1995 entspricht. 

(4) Die nach Absatz 2 zu bestimmende Verän-
derung des Vergütungsvolumens darf in den 
Jahren 1997 und 1998 den Vomhundertsatz nicht 
überschreiten, um den sich die nach den §§ 270 
und 270 a zu ermittelnden beitragspflichtigen Ein-
nahmen der Mitglieder der Krankenkassen je 
Mitglied verändern. Eine Überschreitung dieses 
Vomhundertsatzes aufgrund einer Erhöhung der 
Zahl der abgerechneten Leistungen ist zulässig, 
soweit das Vergütungsvolumen den in Absatz 3 
genannten Be trag nicht überschreitet. Nach § 13 
von Krankenkassen an Versicherte erstattete 
Beträge sind Bestandteil des Vergütungsvolu-
mens. 
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(5) Die Spitzenverbände der Krankenkassen 
bilden eine gemeinsame Verrechnungsstelle, 
gegen die die Psychotherapeuten einen Anspruch 
auf Zahlung der Vergütung für nach § 28 Abs. 3 
erbrachte Leistungen haben. Die Verrechnungs-
stelle verteilt das Vergütungsvolumen nach 
Absatz 3 an die Psychotherapeuten. Bei der Ver-
teilung sind Art und Umfang der Leistungen der 
Psychotherapeuten zu Grunde zu legen. 

8. In § 91 wird nach Absatz 2 folgender Absatz ein-
gefügt: 

„ (2 a) Bei Entscheidungen über die Richtlinien 
nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 zur psychotherapeu-
tischen Versorgung wirken drei zusätzliche Mit-
glieder, die von den für die Wahrnehmung der 
wirtschaftlichen Interessen gebildeten maßgebli-
chen Spitzenorganisationen der Psychotherapeu-
ten bestellt werden, im Bundesausschuß beratend 
mit. Zur Vorbereitung der Entscheidung über die 
Richtlinien nach Satz 1 bildet der Bundesausschuß 
einen Arbeitsausschuß, der sich zu je  einem 
Viertel aus Vertretern der Ärzte und Psychothera-
peuten und zur Hälfte aus Vertretern der Kran-
kenkassen zusammensetzt.„ 

9. § 92 Abs. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„ (6) In den Richtlinien nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 
sind insbesondere zu regeln: 

1 Das Nähere über die psychotherapeutisch 
behandlungsbedürftigen Krankheiten, die zur 
Krankenbehandlung geeigneten Verfahren, 
das Antrags- und Gutachterverfahren sowie 
Art, Umfang und Durchführung der Behand-
lung; 

2. die fachlichen Anforderungen an den Arzt, der 
die Mitwirkung eines Psychotherapeuten her-
beiführen darf." 

10. Nach § 134 wird folgender Paragraph einge-
fügt: 

„§ 134a 

Zulassung von Psychotherapeuten 

(1) Psychotherapeutische Behandlung darf au-
ßer von Ärzten nur von zugelassenen Psychothe-
rapeuten erbracht werden. 

(2) Zuzulassen ist, wer 

1. die Erlaubnis zur Berufsausübung nach § 2 des 
Psychotherapeutengesetzes besitzt; Artikel 1 
§ 12 des Psychotherapeutengesetzes gilt 
nicht, 

2. über eine Praxisausstattung verfügt, die eine 
zweckmäßige und wirtschaftliche Leistungser-
bringung gewährleistet, und 

3. die für die psychotherapeutische Versorgung 
der Versicherten geltenden Vereinbarungen 
und Richtlinien anerkennt. 

(3) Die Zulassung wird gemeinsam und einheit-
lich von den Spitzenverbänden der Krankenkas-
sen erteilt; sie berechtigt und verpflichtet zur 
psychotherapeutischen Behandlung von Versi-

cherten. Die Zulassung erfolgt für den Ort der 
Niederlassung als Psychotherapeut. 

(4) An der psychotherapeutischen Versorgung 
mitwirkende Psychotherapeuten sind verpflich-
tet, die Richtlinien nach den §§ 92 und 135 Abs. 3 
einzuhalten. 

(5) Die Zulassung ist zu entziehen, wenn ihre 
Voraussetzungen nicht oder nicht mehr vorliegen 
oder der Psychotherapeut seine Pflichten gröblich 
verletzt. „ 

11. In § 291 wird nach Absatz 4 folgender Absatz an-
gefügt: 

„(5) Absatz 1 gilt für die Versorgung durch Psy-
chotherapeuten entsprechend. Das Nähere be-
stimmen die Spitzenverbände der Krankenkassen 
in gemeinsam erstellten Richtlinien. 

12. In § 295 wird nach Absatz 5 folgender Absatz an-
gefügt: 

(6) Für die Abrechnung der Leistungen der Psy-
chotherapeuten gilt Absatz 1 entsprechend. Das 
Nähere über Form und Inhalt des Abrechnungs-
verfahrens bestimmen die Spitzenverbände der 
Krankenkassen in gemeinsam erstellten Richtli-
nien. 

Artikel 3 

Übergangsvorschrift zu Artikel 2 

Zuzulassen nach § 134 a ist, 

1. wer 

a) im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
im Rahmen der vertragsärztlichen Versorgung 
an der psychotherapeutischen Behandlung von 
gesetzlich Krankenversicherten im Delega-
tionsverfahren nach den Richtlinien des Bun-
desausschusses der Ärzte und Krankenkassen 
über die Durchführung der Psychotherapie in 
der vertragsärztlichen Versorgung (Psychothe-
rapie-Richtlinien in der Neufassung vom 3. Juli 
1987 — BAnz. Nr. 156 Beilage Nr. 156a —, 
zuletzt geändert durch Bekanntmachung vom 
12. März 1993 — BAnz. Nr. 49 S. 2178) als 
Psychotherapeut oder Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeut mitwirkt oder die Qualifi-
kation für eine solche Mitwirkung erfüllt, oder 

b) nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die für eine 
solche Mitwirkung vorausgesetzte Qualifika-
tion innerhalb von drei Jahren bei ganztägiger 
oder innerhalb von fünf Jahren bei berufsbe-
gleitender Ausbildung erwirbt; 

2. wer im Zeitpunkt des Inkrafttreten dieses Gesetzes 
als Diplompsychologe eine Weiterbildung zum 
"Fachpsychologen in der Medizin„ nach den Vor-
schriften der Anweisung über das postgraduale 
Studium für naturwissenschaftliche und technische 
Hochschulkader sowie Diplompsychologen und 
Diplomsoziologen im Gesundheitswesen vom 
1. April 1981 (Verf. u. Mitt. MfG DDR Nr. 4 S. 61) 
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erfolgreich abgeschlossen hat oder innerhalb von 
drei Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
solche Weiterbildung erfolgreich abschließt, wenn 
in beiden Fällen die dreijährige Weiterbildung 
ausschließlich auf die Vermittlung von Kenntnis-
sen und Fähigkeiten in der Psychotherapie ausge-
richtet war; 

3. wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Geset-
zes mit einer bestandenen Abschlußprüfung im 
Studiengang Psychologie an einer Universität oder 
einer gleichstehenden Hochschule eine psychothe-
rapeutische Zusatzausbildung von mindestens drei 
Jahren erfolgreich abgeschlossen und mindestens 
fünf Jahre lang an  der Versorgung von Versicher

-

ten im Rahmen der Regelung der Techniker Kran-
kenkasse zur psychotherapeutischen Behandlung 
durch Diplom-Psychologen vom 1. Oktober 1990 
mitgewirkt hat."  

Artikel 4 

Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 § 8 Abs. 1, § 9 und § 12 Abs. 3 Satz 2 tritt 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Im übrigen tritt dieses Gesetz am 1. J anuar 1996 
in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Regelungsumfang des Gesetzes 

Das Gesetz über die Berufe des Psychologischen 
Psychotherapeuten und des Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten und zur Änderung des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch soll einen berufsrechtli-
chen Teil (Artikel 1) und einen leistungsrechtlichen 
Teil (Artikel 2) umfassen. Artikel 1 bet rifft das Gesetz 
über die Berufe des Psychologischen Psychotherapeu-
ten und des Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten (Psychotherapeutengesetz — PsychthG), Arti-
kel 2 die Änderung des Fünften Buches des Sozialge-
setzbuches, die sich auf die Einzelheiten der psycho-
therapeutischen Versorgung gesetzlich Krankenver-
sicherter und das in diesem Rahmen vorgesehene 
Kooperationsverfahren zwischen Ärzten und Psycho-
logischen Psychotherapeuten bzw. Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten bezieht. 

II. Psychotherapeutengesetz 

1. Durch das Psychotherapeutengesetz sollen die 
neuen Heilberufe des „Psychologischen Psy-
chotherapeuten" und des „Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten" geregelt und die ge-
setzlichen Grundlagen für eine eigenverant-
wortliche heilberufliche Tätigkeit der Angehöri-
gen dieser Berufe geschaffen werden. 

Es erscheint angezeigt, nichtärztliche Psycho-
therapeuten, die heilkundliche Funktionen in 
der psychotherapeutischen Versorgung eigen-
verantwortlich wahrnehmen können, in das 
Gefüge der Heilberufe einzuordnen. Das vorge-
sehene Gesetz wird das Heilpraktikergesetz 
insoweit ändern, als neben Ärzten und Inhabern 
einer nach seinen Vorschriften erteilten Erlaub-
nis auch den Angehörigen der neuen Heilberufe 
eine eigenverantwortliche Ausübung von Heil-
kunde — allerdings beschränkt auf Tätigkeiten 
im Bereich der Psychotherapie — gestattet 
wird. 

2. Schon im Jahre 1978 hat es einen Referentenent-
wurf des Bundesministeriums für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit für ein Gesetz über den Beruf 
des Psychotherapeuten gegeben, der eine 
Berufszugangsregelung vorsah. Die Arbeiten an 

 einem weiteren Entwurf haben sich wegen der 
mit einem solchen Vorhaben verbundenen 
schwierigen Probleme verzögert. Nachdem nun-
mehr weitere positive Erfahrungen mit der Tätig-
keit von Psychologischen Psychotherapeuten, 
aber auch von Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten gemacht worden sind, soll eine 
Gesetzesinitiative nicht länger hinausgeschoben 

werden. Beide Berufsgruppen haben sich bei der 
psychotherapeutischen Versorgung, insbeson-
dere im Rahmen ihrer Mitwirkung in der ver-
tragsärztlichen Versorgung nach den Psychothe-
rapie-Richtlinien des Bundesausschusses der 
Ärzte und Krankenkassen bewährt. 

3. Die Frage, ob das Gesetz auch Regelungen für 
weitere Berufe wie Musiktherapeuten, Kunst-
therapeuten etc. umfassen soll, ist geprüft, 
jedoch verneint worden. Bei Psychologischen 
Psychotherapeuten und bei Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten kann, insbesondere 
wegen ihrer Mitwirkung an der psychotherapeu-
tischen Versorgung gesetzlich Krankenversi-
cherter nach den Psychotherapie-Richtlinien, auf 
langjährige Erfahrungen zurückgegriffen wer-
den. In diesem Rahmen hat sich für beide Berufe 
ein gefestigtes Berufsbild mit weitgehend ein-
heitlichen Ausbildungsstrukturen entwickelt. 
Dies ist bei den genannten anderen Berufen, 
deren Angehörige ebenfa lls im Rahmen der 
Behandlung von psychischen Krankheiten zum 
Einsatz kommen, nicht in gleichem Maße der 
Fall . Von einer Einbeziehung dieser Berufe in 
das Gesetzesvorhaben soll daher abgesehen 
werden. 

4. Den Beruf des Psychologischen Psychotherapeu-
ten sollen — wie aus der Bezeichnung ersichtlich 
— nur Diplompsychologen mit einem Universi-
täts- oder diesem gleichstehenden Abschluß 
ergreifen können. Der notwendig hohe An-
spruch an  die nach dem Gesetz zu regelnde 
Ausbildung zum Psychologischen Psychothera-
peuten setzt dies voraus. Bei Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten soll auch der 
erfolgreiche Abschluß des Studiengangs der 
Pädagogik oder Sozialpädagogik den Zugang 
zur Ausbildung ermöglichen, weil die Ausbil-
dung in diesen Studiengängen in besonderem 
Maße zum Umgang mit psychisch gestörten 
Kindern und Jugendlichen befähigt. 

5. Mit der Regelung der Berufe des „Psychologi-
schen Psychotherapeuten" und des Berufs des 
„Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten" 
wird wiederholten Forderungen aus dem politi-
schen Raum Rechnung getragen werden. Nach 
der Koalitionsvereinbarung für die zwölfte 
Legislaturperiode sollen Berufsbild und Tätig-
keit des Psychologischen Psychotherapeuten in 
dieser Legislaturpe riode im Sinne der „Eck-
punkte eines Psychotherapeutengesetzes" gere-
gelt werden, auf die sich die Bundestagsfraktio-
nen der CDU/CSU und der FDP im Oktober 1990 
geeinigt haben. Nach diesen „Eckpunkten" sol-
len in einem Berufsgesetz die Selbständigkeit 
und die Eigenverantwortlichkeit des heilkundli- 
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chen Handelns der Psychologischen Psychothe-
rapeuten festgeschrieben werden. 

6. Diplompsychologen mit einer Zusatzausbildung 
in der Psychotherapie stellen den Hauptanteil 
der derzeitig tätigen nichtärztlichen Psychothe-
rapeuten. 

Den Beruf des „Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten" gibt es schon seit längerem. Er 
geht auf den Beruf des „Psychagogen" zurück, 
der in Berlin und Niedersachsen staatlich aner-
kannt ist (s. Ordung der staatlichen Anerken-
nung von Psychagogen des Senators für Schul-
wesen, Berlin, vom 11. Mai 1965 (ABl. für Berlin 
S. 672) und RdErl. des Niedersächsischen Kul-
tusministers über die Prüfung und staatliche 
Anerkennung von Psychagogen vom 14. Februar 
1972 (Nds. MBl. S. 504). Seine Angehörigen sind 
insbesondere Diplompädagogen, — sozialpäda-
gogen, und -psychologen, die nach mehrjähriger 
Tätigkeit in ihrem Beruf eine Zusatzausbildung 
in der analytischen Psychotherapie erworben 
haben. 

Psychotherapeutisch tätige Diplompsychologen  
und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten sind in freier Niederlassung, in stationären 
und teilstationären Einrichtungen und anderen 
Institutionen mit öffentlicher oder p rivater Trä-
gerschaft (Beratungsstellen, Beratungsdienste, 
etc.) tätig. Genaues Zahlenmaterial ist insoweit 
nur für die im Rahmen der vertragsärztlichen 
Versorgung nach den Psychotherapie-Richtli-
nien tätigen Diplompsychologen und Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten mit psy-
chotherapeutischer Zusatzausbildung verfügbar 
(s. hierzu „Forschungsgutachten zu Fragen eines 
Psychotherapeutengesetzes " von A.-E. Meyer 
u. a. —1991 im Auftrag des Bundesministers für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit er-
stellt —, S. 30). Hiernach haben im Jahre 1992 im 
Delegationsverfahren nach den vorbezeichne-
ten Psychotherapie-Richtlinien insgesamt 5 629 
nichtärztliche Psychotherapeuten mitgewirkt. 
Davon waren 3038 tiefenpsychologisch fundie rt 

 bzw. analytisch psychotherapeutisch (davon 
1 135 als Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten), 2 591 verhaltenstherapeutisch tätig. Es 
ist nicht im einzelnen abschätzbar, wie viele 
Personen jährlich nach dem Psychotherapeuten-
gesetz eine Zulassung zum Beruf anstreben wer-
den.  

7. Das vorgesehene Psychotherapeutengesetz, das 
den Zugang zu den Berufen des „Psychologi-
schen Psychotherapeuten" und des „Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten" regeln soll, 
umfaßt Vorschriften über die Berufsbezeich-
nung, über Inhalt und Erteilung der Erlaubnis zur 
Berufsausübung und die Bef ristete Erlaubnis zur 
Berufsausübung, die Ausbildungen und die 
staatlichen Prüfungen sowie Übergangsregelun-
gen. 

7.1 Die Berufsbezeichnung „Psychologischer Psy-
chotherapeut" wird gewählt, weil die Bezeich-
nung „Psychotherapeut" eindeutig den Inhalt 

der Berufstätigkeit erkennen läßt und den heil-
beruflichen Charakter des Berufs zum Ausdruck 
bringt. Die häufig, u. a. auch von den Autoren 
des „Forschungsgutachtens zu Fragen eines Psy-
chotherapeutengesetzes" vorgeschlagene Be-
rufsbezeichnung „Fachpsychologe für Psycho-
therapie" erscheint insoweit weniger geeignet. 
Sie vermittelt durch das Wort „Fachpsychologe" 
den Eindruck, es handele sich um eine Weiter-
bildungsbezeichnung für Psychologen. Die An-
gehörigen der durch das Gesetz zu regelnden 
Berufe sind aber Angehörige eines eigenständi-
gen Heilberufs. Zur Unterscheidung von psy-
chotherapeutisch tätigen Ärzten und damit im 
Interesse der notwendigen Information des 
Publikums soll aber der Bezeichnung „Psycho-
therapeut" das Adjektiv „Psychologischer 
Psychotherapeut" hinzugefügt werden, das 
auf die Vorbildung der Berufsangehörigen hin-
weist. 

Bei den „Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten" kann die herkömmliche Bezeichnung 
übernommen werden, da sie sich seit längerem 
als eigenständige Berufsbezeichnung für einen 
verhältnismäßig klar abgegrenzten Personen-
kreis eingebürgert hat. 

7.2 Der Gesetzentwurf sieht vor, daß die Zulassung 
zur dauernden Berufsausübung durch den 
Erwerb einer Erlaubnis zur Ausübung des Berufs 
des „Psychologischen Psychotherapeuten" bzw. 
des „Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten" erfolgt. Daneben soll es eine Bef ristete 
Erlaubnis für die vorübergehende Ausübung des 
Berufs geben (§ 1 Abs. 1 Satz 2). Letztere ist 
insbesondere für Fälle gedacht, in denen die für 
den Erwerb der Erlaubnis grundsätzlich erfor-
derliche Voraussetzung des Besitzes der deut-
schen Staatsangehörigkeit oder der Staatsange-
hörigkeit eines anderen Mitgliedstaats des Euro-
päischen Wirtschaftsraums nicht erfüllt werden 
kann, der Antragsteller jedoch an  einer Tätigkeit 
in der Bundesrepublik Deutschland interessie rt 

 ist. 

7.3 Die Erlaubnis und die Bef ristete Erlaubnis sollen 
das Recht zur Führung der Berufsbezeichnung 
(§ 1 Abs. 2) beinhalten. Außerdem sollen sie die 
Befugnis umfassen, eigenverantwortlich Psy-
chotherapie im Sinne des Gesetzes in dem 
gesetzlich festgelegten Rahmen auszuüben (§ 1 
Abs. 3 und 4). Die unbefugte Führung der 
Berufsbezeichnung soll als Ordnungswidrigkeit 
geahndet werden können (§ 11). Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten sollen grund-
sätzlich nur Personen behandeln dürfen, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

Der Gesetzentwurf definiert, was Ausübung von 
Psychotherapie im Sinne des Gesetzes sein soll 
(§ 1 Abs. 4). Die Berufserlaubnis soll nur psycho-
therapeutische Behandlungen abdecken, die 
„mittels wissenschaftlich anerkannter psycho-
therapeutischer Verfahren" zur Feststellung, 
Heilung oder Linderung von psychischen Stö-
rungen mit Krankheitswert vorgenommen wer-
den. Die Beschränkung der Berechtigung auf 
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„wissenschaftlich anerkannte psychotherapeu-
tische Verfahren" soll verhindern, daß die 
Befugnis zur Ausübung von Psychotherapie zu 
Scharlatanerie mißbraucht wird. 

Der Gesetzentwurf enthält keine Aufzählung der 
zulässigen psychotherapeutischen Verfahren. 
Weiterentwicklungen in diesem Bereich sollen 
nicht ausgeschlossen werden. Auch die Ermäch-
tigung für den Erlaß der Ausbildungs- und Prü-
fungsverordnungen für Psychologische Psycho-
therapeuten und für Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten (§ 8) beschränkt die Ausbil-
dung nicht auf die ausschließliche Vermittlung 
bestimmter Verfahren. Die Ausbildungen sollen 
sich auf die Vermittlung von eingehenden 
Kenntnissen in den wissenschaftlich anerkann-
ten psychotherapeutischen Verfahren erstrek-
ken. Dabei sollen allerdings die tiefenpsycholo-
gisch/analytisch fundierte Therapie und die Ver-
haltenstherapie in jedem Fall Gegenstand der 
Ausbildung sein. Im übrigen soll Spielraum 
bestehen. Auch die vorgesehene Verpflichtung 
zur Vertiefung in mindestens einem wissen-
schaftlich begründeten Verfahren enthält keine 
Festlegung. 

Ein Katalog der psychischen Störungen mit 
Krankheitswert, bei denen eine Behandlung 
durch Psychologische Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten in 
Betracht kommt, soll in das Gesetz aufgenom-
men werden. 

Die vorgesehene detaillierte Regelung der 
Rechte, die die Erlaubnisse nach dem Gesetz 
verleihen sollen, ist zur Verdeutlichung des 
Umfangs und der Grenzen dieser Befugnisse 
erforderlich. Die Erlaubnisinhaber selbst müssen 
ihre Befugnisse und deren Grenzen genau ken-
nen, auch im Hinblick darauf, daß sie hinsicht-
lich anderer heilkundlicher Tätigkeiten nach 
wie vor unter dem Verbot des Heilpraktikerge-
setzes stehen. 

Angehörige anderer Berufe sollen erkennen 
können, welche Tätigkeiten Ärzten, Heilprakti-
kern  und anderen Personen mit einer Erlaubnis 
nach dem Heilpraktikergesetz sowie den Ange-
hörigen der vom Psychotherapeutengesetz er-
faßten Berufe vorbehalten sind. Es ist eine 
gesetzliche Klarstellung vorgesehen, daß psy-
chologische Tätigkeiten, die die Aufarbeitung 
und Überwindung sozialer Konflikte oder son-
stige Zwecke außerhalb der Heilkunde zum 
Gegenstand haben, nicht der Ausübung von 
Psychotherapie zuzuordnen sind (§ 1 Abs. 4 
Satz 3). Hierdurch wird deutlich gemacht, daß 
Personen, die keinem Beruf mit heilkundlichen 
Befugnissen angehören, berechtigt sind, die bis-
her von ihnen erlaubt ausgeübten Tätigkeiten 
auch weiterhin wahrzunehmen. Dies gilt insbe-
sondere für die Tätigkeit kirchlicher und 
gemeinnütziger Beratungsstellen. 

7.4 Durch das vorgesehene Psychotherapeutenge-
setz wird das Heilpraktikergesetz insoweit geän-
dert, als neben Ärzten und den Inhabern einer 

Erlaubnis nach dem Heilpraktikergesetz auch 
die Inhaber einer Erlaubnis nach dem Psycho-
therapeutengesetz berechtigt sind, Heilkunde — 
wenn auch beschränkt auf Tätigkeiten in der 
Psychotherapie — auszuüben. Im übrigen blei-
ben die Vorschriften des Heilpraktikergesetzes 
unberührt. 

Das bedeutet, daß das Verbot zur unerlaubten 
Ausübung von Heilkunde und die Strafvorschrift 
des § 5 des Heilpraktikergesetzes auch für Psy-
chologische Psychotherapeuten und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten insoweit fort-
gilt, als es um heilkundliche Tätigkeiten außer-
halb der den Berufsangehörigen durch das Psy-
chotherapeutengesetz zugestandenen Psycho-
therapie geht. Auch werden weder heilkundli-
che Befugnisse von Ärzten noch die Rechte, die 
eine Erlaubnis nach dem Heilpraktikergesetz 
verleiht, durch das Psychotherapeutengesetz 
eingeschränkt. 

8. Das Gesetz soll die Voraussetzungen für die 
Erteilung der Erlaubnis zur Ausübung des Berufs 
des Psychologischen Psychotherapeuten und der 
Erlaubnis zur Ausübung des Berufs des Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten im einzel-
nen regeln (§ 2). 

Grundsätzlich sollen nur Deutsche, Staatsange-
hörige eines der übrigen Mitgliedstaaten des 
Europäischen Wirtschaftsraums und heimatlose 
Ausländer eine Erlaubnis erwerben können. 
Neben der persönlichen Zuverlässigkeit und der 
geistigen und körperlichen Eignung für die Aus-
übung des Berufs, soll eine hohe fachliche Qua-
lifikation verlangt werden (§§ 5 ff.). 

Die fachliche Eignung für die Ausübung des 
Berufs des Psychologischen Psychotherapeuten 
soll durch eine mindestens dreijährige ganztä-
gige oder fünfjährige berufsbegleitende Ausbil

-

dung in der Psychotherapie erworben werden, 
die mit einer staatlichen Prüfung abschließt. 
Zugang zu dieser Ausbildung sollen Personen 
haben, die ein Studium der Psychologie an  einer 
Universität oder einer gleichstehenden Hoch-
schule erfolgreich absolviert haben. 

Auch die psychotherapeutische Ausbildung der 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
soll mindestens drei Jahre bei ganztägiger und 
mindestens fünf Jahre bei berufsbegleitender 
Ausbildung umfassen und mit Bestehen einer 
staatlichen Prüfung abschließen. Eine solche 
Ausbildung können Personen mit einer bestan-
denen Abschlußprüfung im Studiengang Psy-
chologie an  einer Universität oder einer gleich-
stehenden Hochschule oder einer bestandenen 
Abschlußprüfung in den Studiengängen Päd-
agogik oder Sozialpädagogik an  einer staatli-
chen oder staatlich anerkannten Hochschule 
erwerben. 

Die Ausbildung soll jeweils praktisch und theo-
retisch ausgerichtet sein und an Universitäten 
oder anderen Einrichtungen durchgeführt wer-
den, die als „Ausbildungsstätten für Psychologi- 
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sche Psychotherapeuten" oder als „Ausbil-
dungsstätten für Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten" staatlich anerkannt sind. Der 
Ausbildungsteilnehmer soll während seiner Aus-
bildung unter Aufsicht und Anleitung als Prakti-
kant an Patienten tätig sein. 

Das Nähere über die Ausbildungen und die 
staatlichen Prüfungen soll durch Ausbildungs-
und Prüfungsverordnungen für Psychologische 
Psychotherapeuten und für Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten geregelt werden. Der 
Gesetzentwurf sieht insoweit eine Ermächtigung 
für das Bundesministerium für Gesundheit vor 

(§ 8). 

9. Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Über-
gangsregelungen (§ 12) stehen unter der Zielset-
zung, auch für die Übergangszeit sicherzustel-
len, daß nur Personen Zugang zum Beruf erhal-
ten, die eine hohe Qualifikation für seine Aus-
übung nachweisen können. 

10. Der Gesetzentwurf sieht ferner die bei Bundes-
gesetzen für Heilberufe üblichen Vorschriften 
über Rücknahme, Widerruf und Ruhen der 
Erlaubnis und über Zuständigkeiten vor. Er ent-
hält außerdem eine Bußgeldvorschrift für die 
unbefugte Führung der Berufsbezeichnungen. 

11. Einer ausdrücklichen Änderung des Heilprakti-
kergesetzes im Hinblick auf die vorgesehene 
Befugnis Psychologischer Psychotherapeuten 
und von Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten zu eigenverantwortlicher Ausübung von 
Psychotherapie bedarf es nicht. Das Psychothe-
rapeutengesetz ändert als später erlassenes 
Gesetz das Heilpraktikergesetz insoweit auto-
matisch. Es bedarf andererseits aber auch keiner 
Klarstellung im Psychotherapeutengesetz, daß 
das Heilpraktikergesetz, soweit es nicht um 
diese Befugnisse geht, voll weitergilt. Dies ver-
steht sich von selbst. 

12. Das Psychotherapeutengesetz wird auf der 
Grundlage des Artikels 74 Nr. 19 GG zu erlassen 
sein, der dem Bund eine konkurrierende Gesetz-
gebungskompetenz für die „Zulassung zu den 
ärztlichen und anderen Heilberufen" zuweist. 
Bei den Berufen des Psychologischen Psychothe-
rapeuten und des Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten handelt es sich um „andere 
Heilberufe" im Sinne des Artikel 74 Nr. 19 
GG. 

Das nach Artikel 72 Abs. 2 GG vorausgesetzte 
Bedürfnis für eine bundesgesetzliche Regelung 
im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung 
ist gegeben. Eine berufsrechtliche Regelung für 
Psychologische Psychotherapeuten und Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten erscheint 
angezeigt (s. hierzu II. 1 und 2). Die Mate rie kann 
nur vom Bund wirksam geregelt werden, weil 
Bundesrecht geändert werden muß. Durch das 
Heilpraktikergesetz und die Bundesärzteord-
nung ist die Zulassung zu Heilberufen, deren 
Angehörige eigenverantwortlich heilkundlich 
am Menschen tätig sein dürfen, abschließend 

geregelt. Nur durch Bundesrecht kann daher die 
Zulassung weiterer Heilberufe mit heilkundli-
chen Befugnissen geregelt werden. 

Die Zustimmungsbedürftigkeit durch den Bun-
desrat ergibt sich aus Artikel 84 Abs. 1 GG. Der 
Gesetzentwurf sieht Vorschriften für das Verwal-
tungsverfahren vor (§§ 8 Abs. 1 und 10). 

III. Inkrafttreten des Gesetzes 

Das Gesetz soll am 1. Januar 1996 in Kraft treten. 

Es bedarf bis zum Inkrafttreten des Gesetzes eines 
längeren Zeitraums. Dies ist insbesondere im Hinblick 
auf den Erlaß der im Entwurf eines Psychotherapeu-
tengesetzes vorgesehenen Verordnungen u. a. der 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnungen für Psycho-
logische Psychotherapeuten und für Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten notwendig. Es ist 
aber auch erforderlich im Hinblick auf die Realisie-
rung der Ausbildungen einschließlich Auswahl und 
ggf. erforderliche Ausstattung von Ausbildungsstät-
ten und deren staatliche Anerkennung und der staat-
lichen Prüfungen. Bei Berücksichtigung der erhebli-
chen Probleme, die im Zusammenhang mit der Ein-
führung der gesetzlich geregelten Ausbildungen zu 
lösen sind, kann das Gesetz nicht vor dem 1. Januar 
1996 in Kraft gesetzt werden. 

Da die Verordnungen gemäß Artikel 1 § 8 Abs. 1, § 9 
und § 12 Abs. 3 Satz 2 einer gesetzlichen Grundlage 
bedürfen, treten diese Bestimmungen bereits am Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 

IV. Kosten des Gesetzes 

Ab 1996 können durch die Leistungen von nichtärzt-
lichen Psychotherapeuten Mehrkosten in einer Höhe 
von rd. 120 Mio. DM auf die gesetzlichen Kranken-
kassen zukommen. Es ist jedoch nicht auszuschließen, 
daß diese Mehrkosten geringer sind als die heute 
bereits auf rechtlich umstrittener Basis von einigen 
Krankenkassen gewährten Leistungen durch nicht-
ärztliche Psychotherapeuten. 

Finanzielle Belastungen durch dieses Gesetz können 
sich auf den Bund auswirken, da er die Leistungsauf-
wendungen für die Altenteiler in der Krankenversi-
cherung der Landwirte zu tragen hat, soweit diese 
Aufwendungen nicht durch Beiträge der Altenteiler 
gedeckt sind. Der Bund könnte demnach ab 1996 in 
einer Größenordnung von ca. 1 Mio. DM belastet 
werden. 

Außerdem wird das Gesetz Mehrkosten für die öffent-
liche Hand verursachen. Im Zusammenhang insbe-
sondere mit der Durchführung der Ausbildungen und 
der staatlichen Prüfungen werden finanzielle Mehr-
belastungen der Länder unvermeidbar sein. 

Die Höhe der durch das Gesetz erwachsenden Mehr-
kosten für die Lander ist bisher nicht absehbar. 

Auswirkungen auf die Einzelpreise, das Preisniveau, 
insbesondere das Verbraucherpreisniveau sind nicht 
zu erwarten, weil die durch das Gesetz verursachten 
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Mehrbelastungen sich in einer Größenordnung bewe-
gen, die im Verhältnis zum Umfang der davon betrof-
fenen Haushalte keine gesamtwirtschaftlichen Aus-
wirkungen haben. Dies gilt insbesondere wegen der 
heute bereits auf rechtlich umstrittener Basis erbrach-
ten Leistungen auch für die Beiträge der gesetzlichen 
Krankenkassen. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel  1 

Artikel 1 des Gesetzentwurfs betrifft das Gesetz über 
die Berufe des Psychologischen Psychotherapeuten 
und des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
(Psychotherapeutengesetz — PsychthG). Es soll die 
Zulassung zu den genannten neuen Heilberufen 
regeln. 

Zu § I 

Gemäß Absatz 1 sollen der Beruf des Psychologischen 
Psychotherapeuten und der Beruf des Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten von Personen aus-
geübt werden dürfen, die eine Erlaubnis hierzu erwor-
ben haben. Diese Erlaubnis soll zur dauernden Berufs-
ausübung berechtigen. Daneben soll es eine Befri-
stete Erlaubnis zur vorübergehenden Ausübung des 
Berufs geben. 

Von verschiedenen Seiten, insbesondere auch von 
Psychotherapeuten, ist wiederholt vorgeschlagen 
worden, als Berechtigung zur dauernden Berufsaus-
übung eine „Approba tion" vorzusehen. 

Da es sich bei einer Approba tion um die Bezeichnung 
der Berufsberechtigung der traditionellen akademi-
schen Heilberufe handelt, die für den jeweiligen 
Bereich eine unbeschränkte heilkundliche Befugnis 
beinhaltet, soll von einer Übernahme dieser Bezeich-
nung für die Berufserlaubnis neuer Heilberufe mit 
beschränkteren Kompetenzen abgesehen werden. 

Die Erlaubnisse nach Absatz 1 berechtigen gemäß 
Absatz 2 zur Führung der Berufsbezeichnung „Psy-
chologischer Psychotherapeut" oder „Psychologische 
Psychotherapeutin" bzw. „Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeut" oder „Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeutin" . Die unbefugte Führung die-
ser Bezeichnungen soll gemäß § 11 des Entwurfs mit 
Bußgeld geahndet werden können. 

Gemäß Absatz 3 sollen die Erlaubnisse zur Ausübung 
des Berufs die Befugnis zu eigenverantwortlicher 
Ausübung von Psychotherapie bzw. Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapie vermitteln. 

Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten sollen 
grundsätzlich nur Kinder und Jugendliche psychothe-
rapeutisch behandeln dürfen. Dies trägt den positiven 
Erfahrungen Rechnung, die mit entsprechenden 
Regelungen bei der Mitwirkung nichtärztlicher Psy-
chotherapeuten an  der vertragsärztlichen psychothe-
rapeutischen Versorgung nach den Psychotherapie

-

Richtlinien über lange Jahre gemacht worden 

sind.Die Mindestdauer der Ausbildung für den jewei-
ligen Beruf sollte jedoch bei ganztägiger Ausbildung 
drei Jahre, bei berufsbegleitender Ausbildung fünf 
Jahre nicht überschreiten. 

Ausnahmsweise sollen Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten auch Erwachsene behandeln dürfen, 
wenn es — wie in der Praxis z. B. bei Kon flikten in der 
Familie nicht selten — notwendig ist, Kinder oder 
Jugendliche gemeinsam mit Erwachsenen psychothe-
rapeutisch zu behandeln. Auch erscheint es weder 
sinnvoll noch zumutbar, daß Jugendliche eine vor 
Erreichen des Erwachsenenalters begonnene Psy-
chotherapie bei einem Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeuten mit Vollendung des 18. Lebensjahres 
abbrechen und zu einem Psychologischen Psychothe-
rapeuten überwechseln. Deshalb soll der Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeut einen Patienten im 
Erwachsenenalter behandeln dürfen, wenn dieses 
Alter im Laufe der Behandlung erreicht wird. 

Indem die Erlaubnisse zur Berufsausübung die 
Berechtigung zu eigenverantwortlicher Ausübung 
von Psychotherapie in dem im Gesetz festgelegten 
Umfang vermitteln, stellen sie ihren Inhaber insoweit 
von dem Verbot des Heilpraktikergesetzes zur uner-
laubten Ausübung der Heilkunde am Menschen 
frei. 

Neben Ärzten und Inhabern einer Erlaubnis nach dem 
Heilpraktikergesetz, deren Befugnisse durch die vor-
gesehenen Neuregelungen nicht beschränkt werden, 
sollen die neuen, ebenfalls mit heilkundlichen Kom-
petenzen ausgestatteten Heilberufe treten. 

Absatz 4 definiert, was unter Psychotherapie im Sinne 
des Gesetzes zu verstehen ist. Die Regelung enthält 
die ausdrückliche Aussage dahin, daß es sich dabei 
um die Anwendung „wissenschaftlich anerkannter 
Verfahren" handelt. Die Anwendung eines Verfah-
rens, das wissenschaftlich nicht anerkannt ist, wäre 
daher nicht von der Berufserlaubnis gedeckt. 

Neben einer Aufzählung der psychischen Störungen 
mit Krankheitswert, deren Behandlung der Ausübung 
von Psychotherapie im Sinne des Gesetzes zuzuord-
nen ist, enthält Absatz 4 in Satz 3 die Klarstellung, daß 
die Anwendung von Psychologie zu Zwecken außer-
halb der Heilkunde keine Ausübung von Psychothe-
rapie ist. Solche Tätigkeiten können nach wie vor von 
anderen, nicht zur Ausübung von Heilkunde Befugten 
ausgeübt werden. Dies gilt insbesondere für die 
Tätigkeit kirchlicher und gemeinnütziger Beratungs-
stellen, sowie für pädagogisch-therapeutische Lei-
stungen der Jugendhilfe. 

Zu § 2 

Die Vorschrift betrifft die Erteilung der Erlaubnis zur 
Ausübung des Berufs des Psychologischen Psychothe-
rapeuten und der Erlaubnis zur Ausübung des Berufs 
des Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten. 

Nach Absatz 1 sollen Deutsche, Staatsangehörige 
eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Gemeinschaft oder eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts- 
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raums und heimatlose Ausländer einen Rechtsan-
spruch auf die Erteilung der Erlaubnis haben, wenn 
sie in der Bundesrepublik Deutschland die nach dem 
Gesetz vorgeschriebene Ausbildung erfolgreich ab-
geschlossen haben und die persönlichen Vorausset-
zungen der Zuverlässigkeit und gesundheitlichen 
Eignung für die Ausübung des Berufs erfüllen. 

Die nach Nummer 2 vorgesehenen Ausbildungen und 
staatlichen Prüfungen sollen in Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnungen des Bundesministeriums für 
Gesundheit im einzelnen geregelt werden (s. § 8). 

Die Ausbildungen sollen jeweils mindestens drei 
Jahre bei ganztägiger, mindestens fünf Jahre bei 
berufsbegleitender Ausbildung dauern (§ 5 Abs. 1). 
Unter Nummer 3 fällt u. a. auch der sexuelle Miß-
brauch von Patienten und Patientinnen. Anders als 
einige Bundesgesetze für Heilberufe (z. B. Bundesärz-
teordnung, Gesetz über die Ausübung der Zahnheil-
kunde, Krankenpflegegesetz, Hebammengesetz) ist 
es nicht möglich, im Psychotherapeutengesetz be-
stimmte, in anderen Mitgliedstaaten des Europäi-
schen Wirtschaftsraums erworbene Diplome von 
nichtärztlichen Psychotherapeuten ausdrücklich den 
Ausbildungsnachweisen nach deutschem Recht 
gleichzustellen. Es gibt keine sektoralen Richtlinien 
für die gegenseitige Anerkennung von in den übrigen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft oder 
den übrigen Vertragsstaaten des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum erworbenen Di-
plomen für Psychologische Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten, wie sie 
z. B. für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach-
weise von Ärzten, Zahnärzten, Krankenschwestern 
und Krankenpflegern sowie Hebammen bestehen, die 
die einschlägigen Nachweise jeweils im einzelnen 
nennen. 

In Absatz 2 Satz 2 wird ausdrücklich auf die Richtlinie 
des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine allge-
meine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldi-
plome, die eine mindestens dreijährige Beruf sausbil-
dung  abschließen (89/48/EWG) und auf die Richtlinie 
des Rates vom 18. Juni 1992 über eine zweite allge-
meine Regelung zur Anerkennung beruflicher Befähi-
gungsnachweise in Ergänzung zur Richtlinie 89/48/ 
EWG (92/51/EWG), Bezug genommen. Auch andere 
Nachweise über eine im Ausland erworbene Ausbil-
dung können anerkannt werden. Für Antragsteller 
aus Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
oder anderen Vertragsstaaten des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum soll dann, wenn 
deren Ausbildung die nach diesem Gesetz vorge-
schriebene Mindestdauer nicht erreicht, die Möglich-
keit bestehen, durch einen höchstens dreijährigen 
Anpassungslehrgang oder eine Eignungsprüfung die 
Erlaubnis zu erlangen. Welche Anforderungen im 
einzelnen zu erfüllen sind, soll durch eine mit Zu-
stimmung des Bundesrates zu erlassende Rechts-
verordnung des Bundesministeriums für Gesundheit 
festzulegen sein. Da die Richtlinien 89/48/EWG und 
92/51/EWG im einzelnen bestimmen, welche zusätz-
lichen Ausbildungsanforderungen an Staatsangehö-
rige der übrigen Mitgliedstaaten gestellt werden dür-
fen, muß sich diese Rechtsverordnung, soweit sie den 

genannten Personenkreis betrifft, an den Vorschriften 
dieser Richtlinien orientieren. 

Absatz 3 betrifft die Erteilung der Erlaubnis an Aus-
länder aus Drittstaaten. Die Erlaubnis soll insoweit nur 
in eng begrenzten Ausnahmefällen — in besonderen 
Einzelfällen oder aus Gründen des öffentlichen 
Gesundheitsinteresses — erteilt werden können. Dies 
entspricht den Regelungen für die Erteilung der 
Approbation an Ausländer aus Drittländern in den 
Bundesgesetzen für die akademischen Heilberufe, für 
deren Ausführung Rechtsprechung und Verwaltungs-
praxis Regelungen entwickelt haben, die auch bei der 
Ausführung des Psychotherapeutengesetzes Anwen-
dung finden können. 

Absatz 4 schreibt die Anhörung des Antragstellers 
zwingend vor. 

Absatz 5 regelt die Aussetzung der Entscheidung über 
den Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis bei Vorlie-
gen des Verdachts einer Straftat des Antragstellers, 
die sich auf die Beurteilung der Zuverlässigkeit zur 
Ausübung des Berufs auswirken kann. 

Zu § 3 

Die Vorschrift betrifft Rücknahme, Widerruf und 
Ruhen der Erlaubnis. 

Zu § 4 

Die Vorschrift regelt die Befristete Erlaubnis zur 
Ausübung des Berufs des Psychologischen Psycho-
therapeuten bzw. des Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten. 

Voraussetzung für die Erteilung einer Befristeten 
Erlaubnis soll nach Absatz 1 eine abgeschlossene 
Ausbildung sein. Es soll ausdrücklich klargestellt 
werden, daß in den Fällen, in denen der Antragsteller 
eine im Ausland erworbene Ausbildung nachweist, 
diese Ausbildung in den wesentlichen Grundzügen 
einer Ausbildung nach dem Gesetz entsprechen muß. 
Die Unterschiedlichkeit der Ausbildungen für nicht-
ärztliche Psychotherapeuten in den einzelnen Staaten 
macht in jedem Fall eine entsprechende Prüfung 
notwendig. 

Nach Absatz 2 soll eine Befristete Erlaubnis bis zu 
einer Gesamtdauer von drei Jahren erteilt oder ver-
längert werden können. Ein solch enger zeitlicher 
Rahmen soll eine Verfestigung in der Bundesrepu-
blik Deutschland verhindern. Ausnahmen sollen nur 
für die in Satz 2 genannten Personengruppen gel-
ten. 

Nach Absatz 3 haben die Inhaber einer Bef risteten 
Erlaubnis im übrigen die gleichen Rechte und Pflich-
ten wie die übrigen Berufsangehörigen. 
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Zu § 5 

Die §§ 5 ff be treffen Dauer, Inhalt und Durchführung 
der Ausbildung zum Psychologischen Psychothera-
peuten und der Ausbildung zum Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten. 

Nach Absatz 1 umfassen die jeweils mindestens drei-
jährigen ganztägigen oder fünfjährigen berufsbeglei-
tenden Ausbildungen eine praktische Tätigkeit, die 
von theoretischen und praktischen Unterrichtsveran-
staltungen begleitet wird. Es wird klargestellt, daß der 
Ausbildungsteilnehmer während der praktischen 
Ausbildung der Anleitung und Aufsicht von Ausbil-
dern bedarf. 

Absatz 3 betrifft die Voraussetzungen für den Zugang 
zu einer Ausbildung nach dem Gesetz. 

Nach Nummer 1 sollen nur Psychologen, die eine 
Abschlußprüfung im Studiengang Psychologie an 

 einer Universität oder einer gleichstehenden Hoch-
schule bestanden haben, Zugang zu einer Ausbildung 
zum Psychologischen Psychotherapeuten haben. Dies 
folgt aus dem Ziel des Gesetzes, die Qualifikation der 
Berufsangehörigen so hoch wie möglich anzusetzen 
und ein einheitliches Ausbildungsniveau sicherzu-
stellen. 

Nummer 2 betrifft die Vorbildungsnachweise für den 
Zugang zu einer Ausbildung zum Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten. Insoweit kommen 
neben einer bestandenen Abschlußprüfung im Stu-
diengang Psychologie an einer Universität oder einer 
gleichstehenden Hochschule auch andere erfolgreich 
durchlaufene Studiengänge an  staatlich oder staatlich 
anerkannten Hochschulen in Betracht. In der Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapie ist es unerläßlich, 
daß der Therapeut über ein besonderes Verständnis 
für Kinder und Jugendliche und über Geschick im 
Umgang mit diesen verfügt. Er muß auch das soziale 
Umfeld dieser Personen genau einschätzen können. 
Derartige Fähigkeiten können aber gerade in den 
Studiengängen Pädagogik und Sozialpädagogik ent-
wickelt werden, so daß insoweit eine Beschränkung 
auf eine Vorbildung in der Psychologie nicht am 
Platze wäre. 

Zu § 6 

Die Ausbildungen sollen an Hochschulen oder ande-
ren Einrichtungen durchgeführt werden können, die 
als Ausbildungsstätten staatlich anerkannt sind. 
Inzwischen gibt es vereinzelt Aufbaustudiengänge an 

 Hochschulen, die eine Ausbildung in der Psychothe-
rapie für Diplompsychologen zum Gegenstand 
haben. 

Derzeit werden die Zusatzausbildungen zum nicht-
ärztlichen Psychotherapeuten überwiegend an Aus-
bildungseinrichtungen in p rivater Trägerschaft 
durchgeführt. Die Mitwirkung an der psychothera-
peutischen Versorgung im Rahmen der vertragsärztli-
chen Versorgung ist bislang davon abhängig, daß der 
Diplompsychologe oder der Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeut eine verfahrensbezogene Zu-
satzausbildung an  einem von der Kassenärztlichen 

Bundesvereinigung anerkannten Institut nachweisen 
kann. 

Absatz 2 enthält einen detaillierten Katalog der Anfor-
derungen, die eine Ausbildungsstätte für Psychologi-
sche Psychotherapeuten oder für Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten erfüllen muß. Angesichts 
der Zielsetzungen des Gesetzes, eine qualitativ hoch-
stehende Ausbildung bundeseinheitlich zu erreichen, 
ist es nicht nur erforderlich, für die Durchführung der 
Ausbildungen nach dem Gesetz eine staatliche Aner-
kennung vorauszusetzen, sondern auch unerläßlich, 
die Bedingungen für eine solche Anerkennung im 
einzelnen im Gesetz festzulegen. Es wird davon 
ausgegangen, daß die Ausbildungsstätten ihre Stu-
dienpläne mit einem Fachbereich der Psychologie 
einer Universität oder einer gleichstehenden Hoch-
schule abstimmen. Hinsichtlich Absatz 2 Satz 2 Nr. 4 
wird davon ausgegangen, daß die Mitwirkung von 
Ärzten nicht ausschließlich durch hauptberufliche, 
bei der Ausbildungseinrichtung beschäftigte, Ärzte 
sichergestellt werden muß. 

Zu § 7 

Die Vorschrift dient der Klarstellung. 

Zu § 8 

Die Vorschrift betrifft die Ermächtigung für das Bun-
desministerium für Gesundheit, Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnungen für Psychologische Psycho-
therapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychot-
herapeuten zu erlassen. 

Nach Absatz 1 sind in diesen Rechtsverordnungen die 
Anforderungen an  die mindestens drei- bzw. fünfjäh-
rigen Ausbildungen nach § 5 Abs. 1 sowie die Einzel-
heiten über die staatlichen Prüfungen zu regeln. Die 
Rechtsverordnungen sollen auch festlegen, welche 
Nachweise im einzelnen vorzulegen sind, wenn die 
Erteilung einer Erlaubnis nach § 2 beantragt wird. 
Es geht hierbei um Art und Form der Ausbildungs-
nachweise, um Staatsangehörigkeitsnachweise und 
Unterlagen, die die Zuverlässigkeit und die gesund-
heitliche Eignung zur Ausübung des Berufs betref-
fen. Außerdem sollen die Muster für die Berufsaus-
übungserlaubnisse in der Verordnung vorgeschrie-
ben werden. 

Absatz 2 und Absatz 3 betreffen die inhaltlichen 
Gegenstände der Ausbildungen. Die Ausbildungs-
und Prüfungsverordnungen sollen sicherstellen, daß 
die Kenntnise und Fähigkeiten vermittelt werden, die 
für eine eigenverantwortliche und selbständige Aus-
übung der vom Gesetz geregelten Berufe erforderlich 
sind. Die Ausbildungen sollen sich auf die Vermitt-
lung von eingehenden Kenntnissen in wissenschaft-
lich anerkannten psychotherapeutischen Verfahren 
erstrecken. Dabei ist insbesondere der tiefenpsycho-
logisch/analytischen Psychotherapie und der Verhal-
tenstherapie besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 
Andere wissenschaftlich anerkannte Verfahren sind 
nicht ausgeschlossen. Eine vertiefte Ausbildung in 
mindestens einem wissenschaftlich anerkannten psy- 
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chotherapeutischen Verfahren soll zwingend erfor-
derlich sein. Insoweit erfolgt keine Festlegung auf 
betimmte Verfahren, damit Raum für weitere Ent-
wicklungen besteht. 

Die Ausbildungen müssen praktische Tätigkeit und 
theoretischen und praktischen Unterricht umfassen. 
Mindestens für die Dauer eines Jahres hat die prakti-
sche Tätigkeit durchgehend an einer psychiatrischen 
Klinik, mindestens für die Dauer eines halben Jahres, 
an einer von einem Sozialversicherungsträger oder 
Träger der Freien Wohlfahrtspflege anerkannten Ein-
richtung der psychotherapeutischen oder psychoso-
matischen Versorgung oder in der Praxis eines Arztes, 
der die psychotherapeutische Behandlung durchfüh-
ren darf oder eines Psychologischen Psychotherapeu-
ten oder eines Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten stattzufinden. Diese durchgehenden prakti-
schen Ausbildungen an Einrichtungen der genannten 
Art sind erforderlich, damit der Ausbildungsteilneh-
mer hinreichend mit den Krankheitsbildern der dort 
behandelten Patienten vertraut gemacht wird und 
Erfahrungen in der Krankenbehandlung sammelt. 
Damit eine ausreichende theoretische und praktische 
Ausbildung gewährleistet ist, soll vorgeschrieben 
werden, daß mindestens sechs Monate bei ganztägi-
ger und zwölf Monate bei berufsbegleitender Ausbil-
dung hierauf entfallen sollen. 

Nach Absatz 4 sollen die Verordnungen auch die 
Möglichkeiten der Unterbrechung der Ausbildungen 
regeln. Insoweit sollen die Grenzen der anrechenba-
ren und deshalb nicht nachholpflichtigen Unterbre-
chungen festgelegt werden. Schließlich soll der Ver-
ordnungsgeber die Möglichkeit erhalten, erforderli-
chenfalls Vorschriften über die Anrechnung von 
erfolgreich abgeschlossenen anderen Ausbildungen 
zu erlassen. 

Absatz 5 bezieht sich auf die staatlichen Prüfungen. 
Die Gegenstände dieser Prüfungen richten sich nach 
den Gegenständen der Ausbildung (Absatz 3 Satz 1). 
Um die Objektivität bei diesen Prüfungen, eine ein-
heitliche Entwicklung und ein hohes Niveau dieser 
Prüfungen zu fördern, wird eine Mitgliedschaft exter-
ner Prüfer in den jewei ligen Prüfungsausschüssen 
vorgeschrieben. 

Zu  §9 

Die Vorschrift betrifft die Ermächtigung für das Bun-
desministerium für Gesundheit, eine Gebührenord-
nung für die Leistungen freiberuflich tätiger Psycho-
logischer Psychotherapeuten und Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten gegenüber Privatpa-
tienten zu erlassen. Eine bundeseinheitliche Rege-
lung wird für erforderlich gehalten. 

Zu § 10 

Die Vorschriften betreffen die behördlichen Zu-
ständigkeiten für die Entscheidungen nach dem 
Gesetz. 

Zu § 11 

Das Führen der Berufsbezeichnung „Psychologischer 
Psychotherapeut" , „Psychologische Psychotherapeu-
tin", „Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut" 
oder „Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin" 
durch Personen, die eine entsprechende Erlaubnis 
oder Befristete Erlaubnis nach dem Gesetz nicht 
besitzen, sollen als Ordnungswidrigkeit mit Geldbu-
ße bedroht werden. Die Bußgelddrohung erstreckt 
sich auch auf die Führung der Berufsbezeichnung 
„Psychotherapeut" oder „Psychotherapeutin", durch 
Personen, die keine der vorgenannten Berufserlaub-
nisse besitzen. Diese Regelung ist erforderlich, weil 
die Bezeichnungen „Psychotherapeut" oder „Psy-
chotherapeutin" mit den gesetzlich vorgesehenen 
Berufsbezeichnungen verwechselt werden können. 

Zu § 12 

Nichtärztliche Psychotherapeuten, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Gesetzes im Delegationsverfah-
ren nach den Psychotherapie-Richtlinien mitwirken 
oder die die Voraussetzungen für eine solche Mitwir-
kung erfüllen oder die die nach den Psychotherapie-
Richtlinien für die Mitwirkung vorausgesetzte Quali-
fikation innerhalb von drei Jahren bei ganztägiger 
und innerhalb von fünf Jahren bei berufsbegleitender 
Ausbildung nach Inkrafttreten des Gesetzes erwer-
ben, sollen ohne Erfüllung weiterer Ausbildungs- oder 
Tätigkeitsanforderungen eine Erlaubnis nach dem 
Gesetz erwerben können. Wegen der hohen Qualifi-
kation, die die Psychotherapie-Richtlinien für eine 
Mitwirkung nichtärztlicher Psychotherapeuten an der 
vertragsärztlichen Versorgung mit Psychotherapie 
verlangen, erscheint eine solche Lösung sachgerecht. 
Die Übergangsvorschrift ermöglicht auch Psychologi-
schen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten den Zugang, die z. B. bislang 
in einer Klinik tätig waren (also nicht im Delega tions-
verfahren), aber die erforderliche Grundqualifikation 
besitzen. 

Absatz 2 betrifft die nach DDR-Recht ausgebildeten 
„Fachpsychologen in der Medizin" . Außer dem Nach-
weis einer erfolgreich abgeschlossenen Ausbildung 
nach DDR-Recht soll ein Nachweis darüber vorgelegt 
werden, daß sich die Ausbildung ausschließlich auf 
die Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten in 
der Psychotherapie erstreckt hat. Dies ist erforder-
lich, weil bekannt geworden ist, daß die Ausbildung 
von Diplompsychologen zu Fachpsychologen in der 
Medizin nicht in jedem Fall entsprechend gestaltet 
war. 

Durch Absatz 3 werden nichtärztliche Psychothera-
peuten, die im Rahmen der Regelung der Techniker 
Krankenkasse tätig waren, einbezogen. Es wird davon 
ausgegangen, daß die Psychotherapeutenverbände 
entsprechende Fortbildungsveranstaltungen anbie-
ten. 

Absatz 4 enthält eine Übergangsregelung für ange-
stellte und beamtete Psychotherapeuten sowie für 
Psychotherapeuten, die Privatpatienten behandelt 
haben. 
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Zu Artikel  2 

Die Neuregelung geht wie bisher davon aus, daß die 
psychotherapeutische Behandlung Teil der ärztlichen 
Behandlung ist. Die Sicherstellung einer qualifizier-
ten psychotherapeutischen Versorgung ist deshalb 
weiterhin Teil der vertragsärztlichen Versorgung. An 
dieser ambulanten psychotherapeutischen Versor-
gung der Versicherten haben Diplom-Psychologen 
bisher im Rahmen eines Delegationsverfahrens teil-
genommen, das durch Psychotherapie-Richtlinien des 
Bundesausschusses der Ärzte und Krankenkassen 
sowie durch Psychotherapievereinbarungen zwi-
schen der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und 
den Spitzenverbänden der Krankenkassen ausgestal-
tet worden war. Die Neuregelung sieht vor, daß, 
sofern die psychotherapeutische Behandlung von 
einem Psychologischen Psychotherapeuten oder Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten (Psycho-
therapeuten) erbracht wird, dieser den Patienten in 
Kooperation mit dem Arzt behandelt. Entweder geht 
der Patient zuerst zum Arzt und dieser stellt, soweit 
erforderlich, die Diagnose für die Psychotherapie, 
oder der Patient geht zuerst zum Psychotherapeuten 
und der Arzt bestätigt nach der ersten Sitzung die 
Indikation des Psychotherapeuten für die psychothe-
rapeutische Behandlung. Die Psychotherapeuten 
werden bei der neuen inhaltlichen Ausgestaltung der 
Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte und 
Krankenkassen für die psychotherapeutische Be-
handlung beteiligt. Ferner wird ihnen gesetzlich ein 
Vergütungsanspruch gegen eine von den Spitzenver-
bänden der Krankenkassen gebildete Verrechnungs-
stelle eingeräumt. 

Psychotherapeutische Leistungen werden im Rahmen 
eines gesonderten Honorarbudgets vergütet, das jähr-
lich entsprechend der Veränderungsrate der beitrags-
pflichtigen Einnahmen der Versicherten angepaßt 
wird. 

Zu Nummer 1 (§ 28 Abs. 3) 

Es wird klargestellt, daß die psychotherapeutische 
Behandlung Teil der ärztlichen Behandlung ist. Die 
Psychotherapeuten können diese Behandlung im 
Rahmen eines Kooperationsverfahrens mit den Ärzten 
erbringen. Dies bedeutet, daß der Arzt spätestens 
nach der ersten Sitzung des Versicherten beim Psy-
chotherapeuten somatische oder psychiatrische Ursa-
chen der Krankheit abklären und die Indikation für 
die Psychotherapie feststellen oder bestätigen muß. 

Zu Nummer 2 (§ 28 a) 

Wegen der Gefahr einer starken Ausgabenerhöhung 
kann auf die Einführung einer Selbstbeteiligung der 
Versicherten in Höhe von 25 v. H. nicht verzichtet 
werden, weil nur auf diese Art und Weise unwirt-
schaftlicher Inanspruchnahme psychotherapeutischer 
Behandlungen gegengesteuert werden kann. Die 
Selbstbeteiligung gilt auch in Fällen, in denen die 
psychotherapeutische Behandlung durch einen Arzt 
durchgeführt wird. Kinder und Jugendliche haben 

keinen Eigenanteil zu tragen, um eine zusätzliche 
Belastung für diese in der Regel in finanzieller Abhän-
gigkeit lebenden Versicherten zu vermeiden. Die 
Abrechnung des von der Krankenkasse zu tragenden 
Teils der Vergütung erfolgt direkt mit der Kassenärzt-
lichen Vereinigung, bzw. der Verrechnungsstelle 
(§ 85a Abs. 5). 

Zu Nummer 3 (§ 61 Abs. 1) 

Durch die Ergänzung der Vorschrift wird die Zuzah-
lung bei psychotherapeutischer Behandlung in die 
Regelung über die vollständige Befreiung einbezo-
gen. 

Zu Nummer 4 (§ 62 Abs. 2b) 

Die bewährte gleitende Härtefallregelung für Zahner-
satz wird durch diese Vorschrift auf psychotherapeu-
tische Behandlungen übertragen. Die Belastungs-
grenze steigt stufenweise und darf insgesamt die 
Selbstbeteiligung in Höhe von 25 v. H. (§ 28a Abs. 1) 
nicht übersteigen. 

Zu Nummer 5 und Nummer 6 

Die Änderungen berücksichtigen, daß die Psychothe-
rapeuten eigenständige Leistungserbringer in der 
gesetzlichen Krankenversicherung sind. 

Zu Nummer 7 (§ 85 a) 

§ 85 a regelt, nach welchen Kriterien der Vergütungs-
anspruch der Psychotherapeuten festgestellt wird und 
wer Schuldner des Vergütungsanspruchs ist. Die 
Gesamtausgaben für die vom Psychotherapeuten 
erbrachten Leistungen werden durch ein bundeswei-
tes Budget begrenzt. 

Zu Absatz 1 

Für Psychotherapeuten gelten dieselben Leistungs- 
beschreibungen und dieselben Punktzahlen wie für 
ärztliche Psychotherapeuten. 

Zu Absatz 2 

Es wird ein gesondertes Budget für die Vergütung der 
Leistungen der Psychotherapeuten festgesetzt. Die 
jährliche Anpassung des Budgets erfolgt entspre-
chend der Veränderungsrate der beitragspflichtigen 
Einnahmen der Versicherten durch Rechtsverord-
nung des Bundesministeriums für Gesundheit. 
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Zu Absatz 3 

Die erstmalige Festlegung des Budgets erfolgt erst-
mals für das Jahr 1996 auf der Grundlage der Ausga-
ben der Krankenkassen für psychotherapeutische 
Leistungen im Vorjahr. Entsprechend der finanziellen 
Auswirkungen der Zuzahlung der Versicherten 
besteht ein zusätzlicher Spielraum für eine Leistungs-
ausweitung. 

Die Höhe des Budgets darf einen Be trag nicht über-
schreiten, der 1,25 von Hundert der Gesamtvergütun-
gen für vertragsärztliche Leistungen entspricht. Der 
Vomhundertsatz orientiert sich an dem Anteil der 
bisherigen Ausgaben der Krankenkassen für psycho-
therapeutische Leistungen an den Gesamtvergütun-
gen. Dabei sind im Wege der Kostenerstattung 
erbrachte Leistungen berücksichtigt. Budgetüber-
schreitungen infolge einer Zunahme der Behand-
lungsfälle sind bis zum Erreichen eines Be trags, der 
1,25 vom Hundert der Gesamtvergütungen zur ver-
tragsärztlichen Leistung entspricht, zulässig. 

Zu Absatz 5 

Der Vergütungsanspruch des Psychotherapeuten 
richtet sich gegen eine von den Spitzenverbänden 
gemeinsam errichtete Verrechnungsstelle, die das 
Vergütungsvolumen an die Psychotherapeuten ver-
teilt. 

Zu Nummer 8 (§ 91 Abs. 2 a) 

An den Entscheidungen über die Richtlinien des 
Bundesausschusses für Ärzte und Krankenkassen zur 
therapeutischen Versorgung der Versicherten wirken 
drei Vertreter der Psychotherapeuten beratend mit. 
Diese Richtlinien werden in einem Arbeitsausschuß 
vorbereitet, der sich zur Hälfte aus Vertretern der 
Krankenkassen und j e zu einem Viertel aus Vertretern 
der Ärzte und der Psychotherapeuten zusammen-
setzt. 

Zu Nummer 9 (§ 92 Abs. 6) 

Dem Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen 
wird aufgegeben, Richtlinien zu erlassen, über die 
fachlichen Anforderungen an  den mit dem Psychothe-
rapeuten kooperierenden Arzt sowie über das Nähere 
zu den psychotherapeutisch behandlungsbedürftigen 
Krankheiten, die zur Psychotherapie geeigneten Ver-
fahren und die Einzelheiten der Durchführung der 
Behandlung. 

Zu Nummer 10 (§ 134 a) 

Psychotherapeutische Behandlung darf nur von zuge-
lassenen Psychotherapeuten erbracht werden. Auf die 
Zulassung besteht ein Rechtsanspruch, sofern die 
Zulassungsvoraussetzungen des Absatzes 2 erfüllt 
sind. 

Absatz 3 geht nicht davon aus, daß der Psychothera

-

peut durch einen Verwaltungsakt aller Spitzenver

-

bände zugelassen wird, sondern er verpflichtet die 
Spitzenverbände zu einem Verfahren, das sicherstellt, 
daß alle Spitzenverbände einheitlich entscheiden. 
Somit ist sichergestellt, daß alle Spitzenverbände 
einheitlich den Psychotherapeuten entweder zulassen 
oder aber seinen Zulassungsantrag ablehnen. 

Absatz 4 verpflichtet die Psychotherapeuten, die 
Richtlinien des Bundesausschusses zur psychothera-
peutischen Behandlung und die Richtlinien der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung zur Qualitätssiche-
rung zu beachten. 

Absatz 5 regelt den Entzug der Zulassung. 

Zu Nummer 11 (§ 291 Abs. 5) 

Es wird klargestellt, daß die Krankenversicherungs-
karte auch im Rahmen der Versorgung durch Psycho-
therapeuten eingesetzt werden kann. 

Zu Nummer 12 (§ 295 Abs. 6) 

Es wird klargestellt, daß die in § 295 Abs. 1 aufgeführ-
ten Dokumentationspflichten der Vertragsärzte ent-
sprechend auch für Psychotherapeuten gelten. 

Zu Artikel 3 (Übergangsvorschrift zu Artikel 2) 

Die Vorschrift regelt, welche Psychotherapeuten ohne 
die berufsrechtlichen Voraussetzungen nach § 2 des 
Psychotherapeutengesetzes zu erfüllen, an  der psy-
chotherapeutischen Versorgung der Versicherten teil-
nehmen dürfen. 

Nummer 1 erfaßt die Personen, die nach bisher 
geltendem Recht im Rahmen des Delegationsverfah-
rens beteiligt waren sowie die Personen, die die 
Voraussetzungen für eine derartige Tätigkeit im Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Gesetzes erfüllen (Buch-
stabe a) oder innerhalb einer bestimmten Zeit nach 
Inkrafttreten des Gesetzes nachweisen (Buch-
stabe b). 

Nummer 2 erfaßt die Diplom-Psychologen, die nach 
den Vorschriften der früheren DDR eine Weiterbil-
dung zum „Fachpsychologen in der Medizin" abge-
schlossen haben oder innerhalb von drei Jahren nach 
Inkrafttreten des Gesetzes abschließen werden. 

Nummer 3 bezieht die Diplompsychologen ein, die bei 
Inkrafttreten des Gesetzes mindestens fünf Jahre lang 
im Rahmen der TK-Regelung an der psychotherapeu-
tischen Versorgung des Versicherten mitgewirkt 
haben. 

Zu Artikel 4 

Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes. 

Es ist notwendig, das Inkrafttreten des Gesetzes mit 
Ausnahme des Artikel 1 § 8 Abs. 1, § 9 und § 12 Abs. 3 
Satz 2 auf den 1. Januar 1996 festzusetzen. Für die 
Vorbereitung der ordnungsgemäßen Durchführung 
des Psychotherapeutengesetzes ist dieser Zeitraum 
erforderlich. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zum Gesetzentwurf 

Der Bundesrat hält ebenso wie die Bundesregie-
rung die Schaffung eigenständiger Heilberufe für 
Psychologische Psychotherapeuten sowie für Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten und 
die Verbesserung der psychotherapeutischen 
Versorgung der Bevölkerung für dringend erfor-
derlich. 

Das Ziel des Entwurfes, den Standard der psycho-
therapeutischen Versorgung durch eine qualitäts-
orientierte Ausbildung zu verbessern und die 
nicht mehr zu überschauende Angebotsvielfalt zu 
strukturieren, wird grundsätzlich begrüßt. 

Gleichwohl wird der Bundesrat dem Gesetzent-
wurf aus den nachfolgenden Gründen nicht 
zustimmen. 

I. 

1. Der Bundesrat stellt fest, daß der Gesetzent-
wurf essentielle Fragen in fachlicher und recht-
licher Hinsicht aufwirft, die im Rahmen der 
unzureichenden und unter größtem Zeitdruck 
geführten Erörterungen mit den Ländern unge-
klärt geblieben sind. Die Klärung dieser Fra-
gen ist Voraussetzung für den späteren ord-
nungsgemäßen Vollzug durch die Länder und 
für die Einschätzung der auf sie zukommenden 
Kosten für die Durchführung der Ausbildungen 
und der staatlichen Prüfungen sowie des — im 
Vorblatt des Entwurfs unerwähnt gebliebe-
nen — Mehraufwands im Bereich des Verwal-
tungsvollzugs. Der Bundesrat bittet daher die 
Bundesregierung, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren in enger Abstimmung mit den 
Ländern 

a) die notwendigen Klärungen herbeizuführen 
und 

b) auf die sich hieraus ergebenden Änderun-
gen des Entwurfs hinzuwirken. 

2. Nach § 8 des Gesetzentwurfs ist eine Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung zu erlassen, 
deren Entwurf den Ländern nicht rechtzeitig 
vorgelegt worden ist. Die Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung ist unabdingbar für die Ein-
schätzung der auf die Länder möglicherweise 
zukommenden Kosten der Ausbildung. Eine 
Entscheidung des Bundesrates ist daher auch 
davon abhängig, .daß eine solche Kostenein-
schätzung vorgenommen werden kann. Dies 
ist bisher nicht möglich gewesen, so daß zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt eine Zustimmung zu 
diesem Gesetzentwurf nicht erfolgen kann. 

3. Eine abschließende Beurteilung der für die 
Qualifikation der künftigen nichtärztlichen 

Psychotherapeuten maßgeblichen Vorschrif-
ten ist ohne Vorliegen des Entwurfs der Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung nicht möglich. 
Auf dieses Erfordernis hat der Bundesrat 
bereits vor einiger Zeit anläßlich der Verab-
schiedung des MTA-Gesetzes hingewiesen 
und die Bundesregierung gebeten, im Bereich 
des Heilberufsrechts künftig generell so zu 
verfahren. Ohne Kenntnis des genannten Ver-
ordnungsentwurfs kann beispielsweise nicht 
beurteilt werden, ob das in § 5 Abs. 1 Satz 2 
vorgesehene Berufspraktikum im Rahmen der 
ebenfalls vorgesehenen berufsbegleitenden 
Ausbildung überhaupt sinnvoll durchgeführt 
werden kann. 

4. Angesichts der unterschiedlichen Arten und 
Inhalte von Abschlußprüfungen und des nicht 
durchweg einheitlichen Studiengangs „Psy-
chologie" bedarf es der Prüfung und Entschei-
dung, auf welche Art der Abschlußprüfung 
(Diplomprüfung, Magisterprüfung, Promo tion) 
abzustellen ist, ferner, ob Ausbildungs- und 
Prüfungsbestandteil nicht das Fach der klini-
schen Psychologie sein sollte. In Anbetracht 
der unterschiedlichen Tätigkeitsrichtungen für 
akademisch ausgebildete Psychologen spre-
chen fachlich-qualitative Gründe für den 
Nachweis einer solchen Ausbildung, zumal 
entgegen den Angaben auf S. 46 (Rn. 139 f.) 
des „Forschungsgutachtens zu Fragen eines 
Psychotherapeutengesetzes" die Klinische 
Psychologie nicht an  allen Hochschulen obliga-
torischer Ausbildungs- und Prüfungsbestand-
teil ist. Wird diese Frage nach fachlicher Prü-
fung verneint, ist im Hinblick auf Artikel 12 
Abs. 1 und Artikel 3 Abs. 1 GG erst recht die 
Rechtsfrage zu prüfen, ob nicht auch Absolven-
ten anderer (geistes)wissenschaftlicher Stu-
diengänge in den Personenkreis des § 5 Abs. 3 
Nr. 1 einzubeziehen sind, zumal dies ja auch 
bei § 5 Abs. 3 Nr. 2 vorgesehen ist. 

Diese materielle Rechtsfrage würde sich jeden-
falls nicht von vornherein durch den Hinweis 
auf die vorgesehene formelle Berufsbezeich-
nung „Psychologische Psychotherapeuten" er-
ledigen. Unabhängig davon ist hier die Frage 
einer Einbeziehung von Absolventen eines 
Medizinstudiums zu prüfen. 

5. Der Klärung bedarf außerdem noch 

— die Rechtsnatur des Ausbildungsverhältnis-
ses, 

— die auch in finanzieller Hinsicht äußerst 
wichtige Frage nach einem Rechtsanspruch 
auf Zulassung zur Ausbildung insbesondere 
im Lichte des Numerus-clausus-Urteils des 
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Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 33, 
S. 303). 

II. 

Darüber hinaus weist der Entwurf in den vor-
gesehenen Änderungen des SGB V schwer-
wiegende strukturelle Mängel auf. Hierbei 
handelt es sich insbesondere um folgende 
Punkte: 

1. Der Einführung einer Selbstbeteiligung für 
psychotherapeutische Leistungen kann 
nicht zugestimmt werden. 

Eine solche Zuzahlungsregelung verstärkt 
die bereits jetzt bestehenden Diskriminie-
rungen für psychisch Kranke und entfaltet 
darüber hinaus auch nicht die von der 
Bundesregierung behaupteten Steuerungs-
effekte. 

a) Psychisch kranke Patienten sind im Ver-
gleich zu Patienten mit somatischen 
Krankheiten häufiger gesellschaftlichen 
Diskriminierungen ausgesetzt. Diese be-
ruhen im wesentlichen auf der allgemein 
falschen Einschätzung, daß see lische 
Erkrankungen ein größerer Makel seien 
als organische, weil sie im wesentlichen 
auf anormalen Geisteszuständen beruh-
ten, für die der Betroffene größtenteils 
selbst verantwortlich sei. In einer solchen 
Situation wird Selbstbeteiligung noch 
stärker als Bestrafung für Krankheit emp-
funden. 

Darüber hinaus wird gerade für sozial 
schwache und chronisch Kranke der 
Zugang zu einer qualifizierten Psycho-
therapie unverhältnismäßig erschwert. 
Gerade in der Gruppe der psychisch 
Kranken ist der Anteil sozial schwacher 
Personen krankheitsbedingt besonders 
hoch. Da bisher Psychotherapien von der 
gesetzlichen Krankenversicherung als 
Sachleistung finanziert werden, wird im 
Vergleich zur jetzigen Regelung eine 
deutliche Verschlechterung eintreten. 

b) Allgemein hat sich nach den Erfahrun-
gen mit Zuzahlungsbestimmungen in 
anderen Leistungssektoren, wie z. B. bei 
der Versorgung mit Zahnersatz, gezeigt, 
daß derartige Regelungen keine 
Steuerungseffekte beinhalten, sondern 
nur Behandlungskosten auf die Patienten 
verlagern. 

c) Darüber hinaus stellt die Zuzahlungsvor-
schrift in diesem Bereich gerade für ver-
heiratete Frauen ohne eigenes Einkom-
men eine besonders starke Benachteili-
gung dar. Im Rahmen von psychothera-
peutischer Behandlung brechen nicht 
selten bereits lange latent vorhandene 
Ehekonflikte auf; die Aufarbeitung die-
ser Konflikte wird oftmals nicht im Inter-
esse des Ehemannes liegen. Dieser hat 

— unter Berücksichtigung der §§ 61, 62 
SGB V — aber gerade für die Ehefrau 
ohne ausreichendes eigenes Einkommen 
die 25 %ige Selbstbeteiligung finanziell 
zu tragen. Indem er dies verweigert, 
könnte er den Abbruch einer psychothe-
rapeutischen Behandlung erzwingen. 

2. Die Budgetierung ist kein geeignetes Mittel 
zur dauerhaften Ausgabenstabilisierung in 
der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Bei den Beratungen zum Gesundheitsstruk-
turgesetz (GSG) bestand Einigkeit darüber, 
daß die für verschiedene Leistungsbereiche, 
z. B. auch die ärztliche Vergütung, gelten-
den Budgetierungsregelungen nur als So-
fortmaßnahme dienen können, um kurzfri-
stig Kostenbegrenzungserfolge zu gewähr-
leisten. Allen Beteiligten war jedoch klar, 
daß solche Budgetierungen nach 1995 durch 
die beschlossenen Strukturmaßnahmen er-
setzt werden. Es widersp richt dem Willen 
des GSG-Gesetzgebers, die Budgetierung 
als Wesenselement der gesetzlichen Kran-
kenversicherung über 1995 hinaus system-
widrig für Teilbereiche festzuschreiben. 

Im Gesetzgebungsverfahren ist daher eine 
Regelung anzustreben, die eine qualitäts-
orientierte Auswahl der Leistungserbringer 
gewährleistet. 

3. Das bewährte Zulassungs-, Vertrags- und 
Abrechnungsverfahren auf Landesebene in 
der gesetzlichen Krankenversicherung muß 
auch für den Psychotherapie-Bereich gel-
ten. 

In der gesetzlichen Krankenversicherung 
erfolgt die Zulassung der Leistungserbrin-
ger generell durch die Landesverbände der 
Krankenkassen und die Verbände der 
Ersatzkassen auf Landesebene; entspre-
chend werden zwischen den Beteiligten die 
vertraglichen Beziehungen sowie das Ab-
rechnungsverfahren ebenfalls landesbezo-
gen geregelt. Ein Grund, weshalb für psy-
chotherapeutische Behandlungen von dem 
bewährten System der gesundheitlichen 
Versorgung auf Basis der föderalen Staats-
gliederung abgewichen werden soll, ist 
nicht erkennbar. 

Die diesen Grundsätzen zuwiderlaufenden 
Bestimmungen des Gesetzentwurfs sind 
deshalb entsprechend zu ändern. 

2. Zu Artikel 1 0§ 2, 3, 8, 12 

In § 2 — Überschrift —, 
Abs. 1, Abs. 3 Satz 1 und 2, 
Abs. 4, 5, 

§ 3 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, 
Abs. 3 Satz 1, 3 und 4, 

§ 12 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 
Abs. 3 Satz 1, 2, 
Abs. 4 
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ist jeweils das Wort „Erlaubnis" durch das Wort 
 „Approbation" zu ersetzen. 

Als Folge sind zu ersetzen in 

— § 3 Abs. 3 Satz 4 die Worte „des Erlaubnis-
inhabers" durch die Worte „des Approbations-
inhabers", 

— in § 8 Abs. 1 Satz 2 das Wort „Erlaubnisse" 
durch das Wort „Approbationen ". 

Begründung 

Die volle Berufserlaubnis wird für die akademisch 
ausgebildeten Heilberufe im Unterschied zu den 
nichtärztlichen Heilberufen üblicherweise als 
Approbation bezeichnet. Es besteht keine Veran-
lassung, in diesem Berufskreis anders zu verfah-
ren. 

3. Zu Artikel 1 § 1 Abs. 1 bis 3, § 11 Abs. 1 

In § 1 sind die Absätze 1 und 2 durch folgenden 
Absatz 1 zu ersetzen: 

„(1) Wer die heilkundliche Psychotherapie un-
ter der Berufsbezeichnung 

,Psychologischer Psychotherapeut' oder 
,Psychologische Psychotherapeutin' 

oder die heilkundliche Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapie unter der Bezeichnung 

,Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut' 
oder 
,Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutin' 

ausüben will, bedarf der Approbation. Die vor-
übergehende Ausübung des Berufs ist auch auf 
Grund einer Erlaubnis zulässig." 

Folgeänderungen: 

— In § 1 werden die Absätze 3 und 4 Absätze 2 
und 3. 

— In § 11 ist Absatz 1 wie folgt zu fassen: 

„ (1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. ohne Approbation nach § 1 Abs. 1 Satz 1 oder 
ohne Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Satz 2 oder 
ohne Befristete Erlaubnis nach § 4 die Bezeich-
nung ,Psychologischer Psychotherapeut' oder 
,Psychologische Psychotherapeutin' oder ,Psy-
chotherapeut' oder ,Psychotherapeutin' oder 

2. ohne Approbation nach § 1 Abs. 1 Satz 1 oder 
ohne Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 Satz 2 oder 
ohne Befristete Erlaubnis nach § 4 die Bezeich-
nung ,Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peut' oder ,Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeutin' oder ,Psychotherapeut' oder ,Psy-
chotherapeutin' 

Begründung 

Straffung und Präzisierung von § 1 Abs. 1 und 2 
des Entwurfs in Anlehnung an § 2 Abs. 1 und 5 der 
Bundesärzteordnung (§ 1 Abs. 1 Satz 2 des Ent-
wurfs erscheint wegen § 4 als entbehrlich). 

4. Zu Artikel 1 § i Abs. 2 Satz 1 und 2 — neu*) 

In § 1 Abs. 2 Satz 1 und 2 — neu — ist jeweils die 
Zahl „ 18" durch die Zahl „21 " zu ersetzen. 

Begründung 

Nach dem vorliegenden Gesetzesentwurf dürfen 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten Pa-
tientinnen und Patienten in der Regel nur bis zum 
18. Lebensjahr behandeln. In der Praxis sind 
jedoch häufig auch Jugendliche zu behandeln, die 
noch so unreif sind, daß sie sinnvoller von Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapeuten zu behan-
deln sind als von „Erwachsenentherapeuten". 

Die Altersgrenze ist daher entsprechend der 
Regelung im Strafrecht auf das 21. Lebensjahr 
heraufzusetzen. 

5. Zu Artikel 1 § 1 Abs. 3 Satz 1 und 2 — neu*) 

— In § 1 Abs. 3 Satz 1 — neu — sind die Worte 
„deren somatische Ursachen ausgeschlossen 
sind" zu ersetzen durch die Worte „bei denen 
Psychotherapie indiziert ist und die durch 
einen Arzt somatisch oder psychiatrisch abge-
klärt sind". 

— § 1 Abs. 3 Satz 2 — neu — ist zu streichen. 

Begründung 

Die Änderung des Satzes 1 ist erforderlich, um 
klarzustellen, daß hier nur psychische Störungen 
mit Krankheitswert gemeint sind, bei denen Psy-
chotherapie indiziert ist und eine somatische oder 
psychiatrische Abklärung erfolgt ist. 

Satz 2 ist zu streichen, weil die in dem Entwurf 
vorgesehene Fassung fachlich umstritten ist und 
eine gesetzliche Festlegung einer späteren Ent-
wicklung nicht gerecht wird. 

6. Zu Artikel i § 2 Abs. i Nr. 3, Abs. 5, 
§ 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 

In § 2 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 5 und in § 3 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1 sind jeweils vor dem Wort „Unzuverlässig-
keit" die Worte „Unwürdigkeit oder" einzufü-
gen. 

Begründung 

Anpassung an Bundesärzteordnung, Gesetz über 
die Ausübung der Zahnheilkunde und Bundes-
Apothekerordnung. Auch bei diesem Heilberuf 

*) Vgl. Nummer 3. 
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sollte die Befugnis zur Berufsausübung nicht nur 
bei „Unzuverlässigkeit „  ausgeschlossen sein, 
sondern auch im Falle der „Unwürdigkeit". 

7. Zu Artikel i § 3 Abs. 3 Satz i Nr. 1 

In § 3 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 ist das Wort „hat" durch 
das Wort  „kann" zu ersetzen. 

Begründung 

Anpassung an  Bundesärzteordnung, Gesetz über 
die Ausübung der Zahnheilkunde und Bundes-
Apothekerordnung. Im Stadium des Verdachts 
einer Straftat „hat" sich ein Erlaubnishindernis 
noch nicht ergeben, „kann" sich aber ergeben. 

8. Zu Artikel i nach § 3, § 10 Abs. 3 

Nach § 3 ist folgender § 3 a einzufügen: 

„§ 3a 

Verzicht 

Auf die Approbation kann durch schriftliche 
Erklärung gegenüber der zuständigen Behörde 
verzichtet werden. Ein Verzicht, der unter einer 
Bedingung erklärt wird, ist unwirksam." 

Als Folge ist in § 10 Abs. 3 folgender Satz 
anzufügen: 

„Satz 1 gilt entsprechend für die Entgegennahme 
der Verzichtserklärung nach § 3 a."  

Begründung 

Anpassung an  Bundesärzteordnung, Gesetz über 
die Ausübung der Zahnheilkunde und Bundes-
Apothekerordnung. Insbesondere im Falle eines 
drohenden Widerrufs der Approba tion dient es 
der Schonung der Sphäre des Betroffenen und der 
Verwaltungsvereinfachung, wenn er die Möglich-
keit hat, auf die Erlaubnis zu verzichten. 

9. Zu Artikel i § 4 Abs. 2 Satz 4 Nr.  3a — neu 

In j 4 Abs. 2 Satz 4 ist folgende neue Nummer 3 a 
einzufügen: 

„3 a. mit einem Staatsangehörigen eines der übri-
gen Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaften verheiratet sind, der auf 
Grund der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 
(ABl. EG Nr. L 257 S. 2 vom 19. Oktober 
1968) im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
eine Tätigkeit im Lohn- oder Gehaltsver-
hältnis oder eine selbständige Tätigkeit aus-
übt, ". 

Begründung 

Anpassung an  die Bundes-Apothekerordnung 
und an  die Verwaltungspraxis bei der Anwen-
dung der Bundesärzteordnung und des Gesetzes 
über die Ausübung der Zahnheilkunde. 

Die Vorschrift trägt der Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofes vom 7. Mai 1986 in der 
Rechtssache 131/85 Rechnung. 

10. Zu Artikel 1 §§ 5 und 8 

In § 5 Abs. 1 ist eine Ausbildungsdauer bei 
ganztägiger Ausbildung von mindestens drei Jah-
ren oder bei berufsbegleitender Ausbildung von 
mindestens fünf Jahren vorgesehen. Diese Anga-
ben erlauben jedoch noch keine präzise Aussage 
darüber, wie viele Stunden die Ausbildung 
umfaßt. 

Dies erscheint aber — auch im Hinblick auf 
Regelungen in anderen Gesundheitsberufen — 
unerläßlich. Dies gilt insbesondere für die berufs-
begleitende Ausbildung, bei der es von Fa ll  zu 
Fall  zu großen Schwankungen der abgeleisteten 
Ausbildungsstunden kommen kann, wenn ledig-
lich eine in Jahren bemessene Rahmenangabe 
zugrunde liegt. 

Die Bundesregierung wird daher gebeten, sich im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
dafür einzusetzen, daß eine Präzisierung hinsicht-
lich der Stundenzahl bereits in das Gesetz aufge-
nommen wird, insbesondere für die theore tischen 
und praktischen Ausbildungsinhalte nach § 8 
Abs. 3. 

11. Zu Artikel 1 §§ 5 und 8 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob und 
wie die in § 5 Abs. 1 Satz 2 sowie § 8 Abs. 3 
vorgesehene praktische Tätigkeit rea lisiert wer-
den kann. Die praktische Tätigkeit ist sowohl bei 
der vorgesehenen dreijährigen ganztägigen wie 
bei der fünfjährigen berufsbegleitenden Ausbil-
dung als durchgehende Tätigkeit für die Dauer 
mindestens eines Jahres an  einer Psychiatrischen 
Klinik und für die Dauer von mindestens sechs 
Monaten an  anderen Einrichtungen vorgese-
hen. 

Es ist nicht ersichtlich und zumindest zweifelhaft, 
ob im Rahmen eines solchen Praktikums den 
Teilnehmern eine unentgeltliche Tätigkeit aufer-
legt werden könnte. Davon wird es aber entschei-
dend abhängen, ob die Einrichtungen in der Lage 
sind, genügend Ausbildungsplätze zur Verfü-
gung zu stellen. Die notwendigen Ausbildungs-
kapazitäten können nur geschaffen und vorgehal-
ten werden, wenn entweder die Träger der Ein-
richtungen die Teilnehmer nicht vergüten müssen 
oder die Träger auf eine anderweitige Refinanzie-
rung, z. B. bei den Psychiatrischen Kliniken auf 
die Träger der gesetzlichen Krankenversiche-
rung, zurückgreifen könnten. 

Im Hinblick auf die mit dem Gesundheitsstruktur-
gesetz eingeführte Deckelung erscheint letzteres 
äußerst zweifelhaft. Es ist jedoch nicht damit zu 
rechnen, daß ohne eine Stellenausweitung zu 
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Lasten der Kostenträger die erforderliche Ausbil-
dungsbereitschaft gegeben ist. 

Angesichts der allgemeinen Finanzlage der Län-
der kann nicht darauf gebaut werden, daß diese 
entsprechende finanzielle Mehrbelastungen 
übernehmen, wovon offenbar der Entwurf der 
Bundesregierung ausgeht (vgl. A IV. der Begrün-
dung). 

Im Rahmen der Überprüfung müssen deshalb 
auch Überlegungen darüber angestellt werden, 
inwieweit die mit der praktischen Tätigkeit ver-
folgten qualifikatorischen Zielsetzungen auf an

-derem Wege erreicht werden können. 

So könnte die Weiterbildung der Ausbildung im 
Sinne des Gesetzes gleichgestellt und so die 
funktionierende Weiterbildungsstruktur erhalten 
und weiterhin nutzbar gemacht werden. 

Unabhängig davon könnte daran gedacht wer-
den, entsprechend der heutigen Praxis der auch in 
Delegationsverfahren anerkannten Ausbildungs-
einrichtungen, die Aufnahme der Teilnehmer von 
einer mehrjährigen einschlägigen praktischen 
Vorerfahrung abhängig zu machen (Eingangsvor-
aussetzung). Danach wären theore tische und 
praktische Unterrichtsveranstaltungen aus-
schließlicher Gegenstand der Ausbildung. 

12. Zu Artikel 1 § 6 Abs. 2 Nr. 4 

In § 6 Abs. 2 ist die Nummer 4 wie folgt zu 
fassen: 

„4. in der Einrichtung mehrere geeignete Psy-
chotherapeuten oder Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten und für die Vermitt-
lung der medizinischen Ausbildungsinhalte 
für das jeweilige Fach qualifizierte Ärzte zur 
Verfügung stehen, ". 

Begründung 

Es erscheint nicht sinnvoll, für die Vermittlung der 
medizinischen Ausbildungsinhalte „in der Psy-
chotherapie weitergebildete Ärzte" zu fordern, da 
es hier eben primär um nicht psychotherapeuti-
sche Fachgebiete geht. 

Außerdem läßt die Regelung Mißverständnisse 
zu, da durch die Verknüpfung mit „und" auch die 
Psychologischen Psychotherapeuten/Psychothe-
rapeutinnen für die Vermittlung der medizini-
schen Ausbildungsinhalte zur Verfügung stehen 
müßten. 

Darüber hinaus sollte für die Anerkennung einer 
Einrichtung als Ausbildungsstätte das Vorhan-
densein von Psychologischen Psychotherapeuten 
nicht zwingend sein. Die psychotherapeutischen 
Ausbildungsinhalte können ggf. auch von ärztli-
chen Psychotherapeuten vermittelt werden. 

13. Zu Artikel 1 § 8 Abs. 1 Satz i 

In § 8 Abs. 1 Satz 1 sind vor dem Wort „Mindest-
anforderungen" die Worte „Anforderungen an 
Art und Inhalt der Abschlußprüfungen nach § 5 
Abs. 3 sowie die" einzufügen. 

Begründung 

Die Anforderungen an Art und Inhalt der 
Abschlußprüfungen, namentlich im Studiengang 
„Psychologie" sind in § 5 Abs. 3 unbestimmt 
geregelt. Nachdem Konkretisierungen insoweit 
aus fachlich-qualitativen und Vollzugsgründen 
unverzichtbar und in dem von der Bundesregie-
rung vorgelegten Vorentwurf einer Ausbildungs-
und Prüfungsordnung auch vorgesehen sind, 
bedarf die Ermächtigungsvorschrift insoweit der 
verfassungsrechtlich gebotenen Ergänzung (Arti-
kel 80 Abs. 1 Satz 2 GG). 

14. Zu Artikel 1 § 8 Abs. 3 Satz i und Abs. 5 Satz 1 

In § 8 Abs. 3 Satz 1 sind die Worte „von eingehen-
den Kenntnissen wissenschaftlich anerkannter 
psychotherapeutischer Verfahren, insbesondere 
der tiefenpsychologischanalytischen Psychothe-
rapie und der Verhaltenstherapie" zu ersetzen 
durch die Worte „eingehender Grundkenntnisse 
in den wissenschaftlich anerkannten psychothe-
rapeutischen Verfahren". 

Als Folge sind in § 8 Abs. 5 Satz 1 die Worte 
„eingehende Kenntnisse in der tiefenpsycholo-
gisch/analytischen Psychotherapie sowie der Ver-
haltenstherapie" zu ersetzen durch die Worte 
„Grundkenntnisse in den wissenschaftlich aner-
kannten psychotherapeutischen Verfahren". 

Begründung 

Die Einengung auf zwei Verfahrensarten er-
scheint trotz der Ergebnisse des von der Bundes-
regierung in Auftrag gegebenen Forschungsgut-
achtens wissenschaftlich nicht abgesichert. Bei-
spielsweise erscheint es bereits jetzt unangemes-
sen, Gesprächspsychotherapie an dieser Stelle 
auszulassen; in der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik beispielsweise hat sie eine 
zentrale Rolle gespielt. 

Darüber hinaus muß gesetzestechnisch als verun-
glückt angesehen werden, die Ausbildung auf 
spezifisch genannte Verfahrensrichtungen fest-
zuschreiben. Soweit eine Festschreibung zweck-
mäßig und erforderlich erscheint, gehört sie in die 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung nicht jedoch 
in die allgemein und abstrakt zu haltenden Anfor-
derungen in einem formell-materiellen Gesetz. 

Aus pädagogisch-didaktischen Gründen ist der 
Kenntniserwerb auf Grundkenntnisse zu begren-
zen. 
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15. Zu Artikel 1 § 8 Abs. 3 Satz 3 

In § 8 Abs. 3 Satz 3 ist das Wort „Klinik" zu 
ersetzen durch die Worte „Krankenhauseinrich-
tung und oder einer Institutsambulanz", und die 
Worte „oder Träger der Freien Wohlfahrtspflege" 
sind zu streichen. 

Begründung 

Die Änderungen sind erforderlich, um zu verdeut-
lichen, daß die praktische Tätigkeit nicht nur in 
psychatrischen Kliniken, sondern auch in psy-
chatrischen Fachabteilungen an Allgemeinkran-
kenhäusern, in psychatrischen Tageskliniken und 
in psychatrischen Institutsambulanzen erfolgen 
kann. 

Die Streichung der Worte „oder Träger der Freien 
Wohlfahrtspflege" ist erforderlich, weil eine 
Anerkennung von Einrichtungen der psychothe-
rapeutischen und psychosomatischen Versor-
gung zur Zeit nicht erfolgt und auch künftig nicht 
angestrebt wird. 

16. Zu Artikel 1 § 8 Abs. 5 Satz 1 

In § 8 Abs. 5 ist nach Satz 1 der Punkt durch ein 
Semikolon zu ersetzen, und es sind folgende 
Worte anzufügen: 

„ferner erstrecken sich die Prüfungen auf die 
medizinischen Ausbildungsinhalte." 

Begründung 

Zwingend nötig ist, daß die medizinischen Ausbil-
dungsinhalte nicht nur der Teil der Ausbildung, 
sondern auch der Prüfung sind. 

17. Zu Artikel 1 § 9 Satz 2 und 3 

In § 9 Satz 2 sind die Worte „Mindest- und 
Höchstsätze" zu ersetzen durch das Wort „Festbe-
träge". 

Als Folge ist § 9 Satz 3 zu streichen. 

Begründung 

Das Verfahren der Rahmengebühren (Mindest-
und Höchstsätze) hat sich bei der Gebührenord-
nung für Ärzte ebensowenig bewährt wie bei der 
Gebührenordnung für Zahnärzte. In beiden Fäl-
len haben die be troffenen Berufskreise die durch 
die Rahmengebühren eingeräumten Möglichkei-
ten mißbraucht und in etwa 90 % der Fälle von 
dem Wahlrecht keinen Gebrauch gemacht, 
zusätzlich die dann nach allgemeinen Grundsät-
zen zu berechnenden Mittelwerte unzulässiger-
weise durch die (höchsten) Schwellenwerte 
ersetzt. 

Es muß dringend davor gewarnt werden, die bei 
den ärztlichen und zahnärztlichen Gebührenord-
nungen gemachten Fehler bei der Psychotherapie 
zu wiederholen. 

18. Zu Artikel 1 § 11 Abs. 1 

In Artikel 1 ist § 11 Abs. 1 wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 1 sind jeweils die Worte „zur 
Ausübung des Berufs des Psychologischen 
Psychotherapeuten" zu streichen. 

b) In Nummer 2 sind jeweils die Worte „zur 
Ausübung des Berufs des Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten" zu streichen. 

Begründung 

Redaktionelle Vereinfachung. Der Inhalt der 
Erlaubnisse ist in § 1 Abs. 1 Satz 1 und § 4 
bestimmt, so daß es einer Wiederholung in der 
Bußgeldvorschrift nicht bedarf. Eine solche Wie-
derholung ist unüblich (vgl. etwa § 5 Heilprakti-
kergesetz) und führt zu einer unnötigen Verlän-
gerung der Bußgeldvorschrift. 

19. Zu Artikel 1 § 11 Abs. 2 

In Artikel 1 ist in § 11 Abs. 2 die Angabe „30 000 
DM" durch die Wörter „zehntausend Deutsche 
Mark" zu ersetzen. 

Begründung 

Ordnungswidrigkeiten wegen unerlaubten Füh-
rens von Berufsbezeichnungen in Heil- und Pfle-
geberufen sehen üblicherweise Geldbußen bis zu 
5 000 DM vor. Dies gilt etwa für folgende Berufs-
bezeichnungen: 

Diätassistent oder Diätassistentin (§ 8 Abs. 2 
DiätAssG) 

Pharmazeutisch-technischer Assistent und 
pharmazeutisch-technische Assistentin (§ 10 
Abs. 2 PharmTAG) 

Logopäde oder Logopädin (§ 7 Abs. 2 LogopG) 

Beschäftigungstherapeut und Beschäftigungs

-

therapeutin etc. (§ 7 Abs. 2 BeArbThG) 

— Krankenschwester und Krankenpfleger etc. 
(§ 25 KrPf1G) 

Hebamme und Entbindungshelfer (§ 25 HebG) 

Apothekerassistent und Apothekerassistentin 
(§ 3 Abs. 2 ApoAnwRstG) 

Rettungsassistent und Rettungsassistentin 
(§ 12 RettAssG) 

Orthoptist und Orthoptistin (§ 10 Abs. 2 
OrthoptG). 

Soweit ersichtlich ist nur die Berufsbezeichnung 
„Rechtsbeistand" mit einer höheren Geldbuße als 
5 000 DM, nämlich mit 10 000 DM bewehrt. 

Der im Entwurf enthaltene Bußgeldrahmen bis zu 
30 000 DM steht außer Verhältnis zu den entspre-
chenden Bußgeldrahmen für andere Berufe im 
Heil- und Pflegebereich. 
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20. Zu Artikel 1 § 11 

Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, 
warum die unbefugte Führung der fraglichen 
Berufsbezeichnungen lediglich als Ordnungswid-
rigkeit ausgestaltet ist, obwohl mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf ein fünfter Zulassungsberuf 
im Bereich der Heilberufe geschaffen werden soll 
und der gleiche Sachverhalt bei den vorhandenen 
vier Berufen als Straftatbestand normiert ist 
(§ 132 a Nr. 2 StGB). Vom betroffenen Personen-
kreis könnte dies zu Recht als diskriminierend 
empfunden werden. Zu prüfen ist ferner, ob der 
fragliche Personenkreis von den Tatbeständen 
der §§ 277, 278 StGB bereits erfaßt wird, was 
unverzichtbar wäre. 

21. Zu Artikel 1 § 12 Abs. 2, 
Artikel 3 Nr. 2 

In Artikel 1 § 12 Abs. 2 und Artikel 3 Nr. 2 ist 
jeweils das Wort „ausschließlich" durch das Wort 
„vorwiegend" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Weiterbildung zum Fachpsychologen in der 
Medizin nach den Vorschriften der Anweisung 
über das postgraduale Studium für naturwissen-
schaftliche und technische Hochschulkader sowie 
Diplompsychologen und Diplomsoziologen im 
Gesundheitswesen vom 1. April 1981 (Verf. und 
Mitt. MIG DDR Nr. 4 S. 61) beinhaltet nach dem 
hiernach aufgestellten Lehrprogramm nicht aus-
schließlich die Vermittlung von Kenntnissen und 
Fähigkeiten in der Psychotherapie. Vielmehr 
ergibt sich aus dem entsprechenden Lehrpro-
gramm der Akademie für Ärztliche Fortbildung 
der DDR (vom Ministerium für Gesundheitswesen 
am 25. August 1988 bestätigt), daß sich die Aus-
bildung auch darauf erstreckt, daß der Diplom-
Psychologe sein medizinisches Grundlagenwis-
sen erweitert. 

Die Erlaubnis als Psychologischer Psychothera-
peut sollen solche Fachpsychologen nicht erhal-
ten können, die die Zusatzausbildung zum „Fach-
psychologen der Medizin für Technische Arbeits-
hygiene" erworben haben. Dies ist durch die 
Formulierung „vorwiegend" insofern gewährlei-
stet, als diese Ausbildung nach dem Lehrpro-
gramm der Fachrichtung Arbeitshygiene für 
Diplompsychologen im Gesundheitswesen nicht 
vorwiegend auf die Vermittlung von Kenntnissen 
und Fähigkeiten in der Psychotherapie ausgerich-
tet ist, sondern vorwiegend auf die Vermittlung 
von Inhalten in den Bereichen der Arbeitspsycho-
logie abzielt. 

22. Zu Artikel 1 § 12 Abs. 3, 4 und Artikel 3 Nr. 3 

In den genannten Vorschriften sind Mindesttätig-
keitszeiten genannt, die Antragstellerinnen/ 
Antragsteller nachzuweisen haben. Die Angaben 
über die Dauer allein sind wenig aussagekräftig 

dahin gehend, ob tatsächlich in nennenswertem 
Umfang sowie in entsprechender Intensität The-
rapien durchgeführt worden sind. 

Die Bundesregierung wird daher gebeten, im 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens darzule-
gen, ob dieses Qualitätsproblem präziser durch 
die zusätzliche Angabe von Behandlungsfällen zu 
lösen ist und dabei auch aufzuzeigen, in welchem 
Umfang Behandlungsfälle nachzuweisen sind. 

Darüber hinaus ist das Kriterium der dreijährigen 
psychotherapeutischen Zusatzausbildung zu un-
präzise. Es gibt bisher nur wenige curricular 
aufgebaute dreijährige Zusatzausbildungen. Be-
sonders Personen mit schon langjähriger berufli-
cher Tätigkeit in Einrichtungen und freier Praxis 
werden Schwierigkeiten haben, diese Forderung 
zu erfüllen. 

Die Bundesregierung wird daher gebeten zu 
überprüfen, inwieweit eine Konkretisierung — 
beispielsweise durch den Nachweis einer be-
stimmten Stundenzahl (z. B. 350 Stunden) — 
erfolgen kann. 

Zu den Absätzen 3 und 4 werden von der Bundes-
regierung nähere Darlegungen erbeten, die eine 
Beurteilung ermöglichen, ob auch insoweit den 
grundsätzlichen Qualitätsanforderungen des Ge-
setzentwurfs sachgerecht und ausgewogen Rech-
nung getragen wird. Auch hierzu bedarf es der 
Kenntnis der Ausbildungs- und Prüfungsordnung. 
In diesem Zusammenhang bedürfen auch die in 
§ 12 Abs. 3 und 4 genannten Zeiträume der 
fachlichen und rechtlichen Legitimation. Die Ent-
wurfsbegründung schweigt hierzu weitgehend. 
Ferner bedarf in den Fällen der Absätze 3 und 4 
der Präzisierung, an  welche psychotherapeuti-
schen Zusatzausbildungen gedacht ist, wer den 
Inhalt festzulegen hat und wie hoch der (Mindest) 
umfang der tatsächlichen Mitwirkung sein muß. 

23. Zu Artikel 1 § 12 Abs. 4 Nr. 1 und 2 

In § 12 Abs. 4 sind die Nummern 1 und 2 wie folgt 
zu fassen: 

„ 1. als Angestellte oder Beamte in einer psych-
iatrischen, psychotherapeutischen oder psy-
chosomatischen Einrichtung vorwiegend psy-
chotherapeutisch tätig waren oder 

2. hauptberuflich psychotherapeutische Be-
handlungen durchgeführt haben, ". 

Begründung 

Die Mehrzahl der angestellten und beamteten 
Psychologen und Psychologinnen arbeitet nicht in 
psychotherapeutischen Einrichtungen, sondern in 
psychiatrischen Kliniken, Abteilungen oder Ein-
richtungen. Hinzu kommt die Anzahl der qualifi-
zierten Psychologen und Psychologinnen, die in 
psychosomatischen Einrichtungen arbeiten. Den 
genannten Personen muß zumindest eine berufs-
rechtliche Übergangsregelung angeboten wer-
den. 
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24. Zu Artikel 2 Nr. 7 (§ 85 a Abs. 2) 

In Artikel 2 Nr. 7 sind in § 85 a Abs. 2 nach den 
Worten „durch Rechtsverordnung" die Worte 
„mit Zustimmung des Bundesrates" einzufügen. 

Begründung 

Da das Gesetz von den Ländern als eigene Ange-
legenheit ausgeführt wird, bedarf die Rechtsver-
ordnung gemäß Artikel 80 Abs. 2 GG der Zustim-
mung des Bundesrates. Dies ist im Wortlaut der 
Ermächtigung klarzustellen. 

25. Zu Artikel 3 (§ 134 a) 

In Artikel 3 sind die Eingangsworte wie folgt zu 
fassen: 

„Zuzulassen nach § 134 a des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch ist,". 

Begründung 

Redaktionelle Klarstellung. 

26. Zu Artikel 3 a — neu 

Nach Artikel 3 ist folgender Artikel 3 a einzufü-
gen: 

„Artikel 3 a 

Schlußvorschrift 

Wer eine Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 des Geset-
zes über die berufsmäßige Ausübung der Heil-
kunde ohne Bestallung (Heilpraktikergesetz), 
beschränkt auf das Gebiet der Psychotherapie, 
erhalten hat, ist berechtigt, die Berufsbezeich-
nung ,heilpraktischer Psychotherapeut' oder 
,heilpraktische Psychotherapeutin' zu führen. 
Zum Schutz der Gesundheit der Allgemeinheit 
können Erlaubnisse für diesen Personenkreis 
unter weiteren Auflagen und Bedingungen erteilt 
werden. " 

Begründung 

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 
21. Januar 1993 (DÖV 1993, S. 568) entschieden, 
daß Bewerber um eine Erlaubnis nach § 1 des 
Gesetzes zur berufsmäßigen Ausübung der Heil-
kunde ohne Bestallung, die nur psychotherapeu-
tisch tätig werden wollen, nur einer entsprechend 
„eingeschränkten" gesundheitsamtlichen Kennt-
nisüberprüfung unterzogen werden dürfen. 
Nachdem solchen Personen ganz offensichtlich 
die Berufsbezeichnung „Heilpraktiker" nicht 
zugestanden werden kann, andererseits frei 
erfundene Bezeichnungen nicht im Interesse des 
Patientenschutzes liegen und in diesem Fa ll 

 — noch dazu im Hinblick auf das Psychotherapeu-
tengesetz — die Gefahr von Verstößen gegen 
§ 132 a Abs. 2 StGB naheliegt, besteht ein öffent-
liches Interesse an der Festlegung einer einheitli-
chen Tätigkeitsbezeichnung als Recht der Erlaub

-

nisinhaber. Außerdem bedarf es aus Gründen des 
Patientenschutzes der Festlegung, daß für diesen 
Sonderfall, wie in den Urteilsgründen näher aus-
geführt ist, die Aufnahme von Nebenbestimmun-
gen in die Erlaubnisurkunde möglich ist. All dies 
bedarf wegen des Gesetzesvorbehalts nach Arti-
kel 12 Abs. 1 GG bundesgesetzlicher Regelung. 

Nach Artikel 3 a — neu — ist folgender Artikel 3 b 
— neu — einzufügen: 

„Artikel 3 b 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. Ap ril 1987 (BGBl. I 
S. 1074, 1319), zuletzt geändert durch ... , wird 
wie folgt geändert: 

In § 53 Abs. 1 Nr. 3 und in § 97 Abs. 2 Satz 2 
werden jeweils nach dem Wort ,Zahnärzte die 
Worte ,nach § 1 des Psychotherapeutengesetzes 
zugelassene Psychotherapeuten,' eingefügt." 

Begründung 

§ 1 PsychthG regelt die Zulassung und beschreibt 
den Tätigkeitsbereich zugelassener nichtärztli-
cher Psychotherapeuten. Diese üben danach 
einen Heilberuf aus zur Feststellung, Heilung 
oder Linderung von psychischen Störungen mit 
Krankheitswert. Ihre Tätigkeit entspricht damit 
derjenigen der bisher in § 53 Abs. 1 Nr. 3 StPO 
genannten anderen Heilberufe. Das für sie vorge-
sehene Zeugnisverweigerungsrecht und die in 
§ 97 Abs. 2 Satz 2 StPO für sie vorgesehene 
Beschlagnahmefreiheit dienen dem Schutz des 
Vertrauensverhältnisses zwischen den Patienten 
und den von ihnen in Anspruch genommenen 
Heilkundigen. Wie bei diesen Heilberufen ist das 
Vertrauensverhältnis der Patienten für den Erfolg 
der heilenden Tätigkeit der Psychotherapeuten 
von besonderer Bedeutung. Es verdient daher 
denselben Schutz wie das Vertrauensverhältnis 
zu den Angehörigen der bisher in den genannten 
Vorschriften der StPO bezeichneten Heilberufe. 
Das Bedürfnis für diesen Schutz bestand schon 
seit langem. Die Zubilligung scheiterte jedoch 
bisher vor allem daran, daß eine aus prozeßrecht-
lichen Gründen notwendige, eindeutige Um-
schreibung des dafür in Frage kommenden Perso-
nenkreises therapeutisch Tätiger wegen der Viel-
gestaltigkeit der Tätigkeiten und Methoden psy-
chologischer Betreuung und Hilfe nicht möglich 
war. Nachdem das Berufsbild insoweit nun 
gesetzlich umschrieben und der unter die Rege-
lung fallende Personenkreis auf Grund der vorge-
sehenen förmlichen Zulassung jederzeit leicht 
und eindeutig feststellbar ist, ist dieses Hindernis 
entfallen. Gründe für eine andere Behandlung der 
im Psychotherapeutengesetz geregelten Heilbe-
rufe als der bisher in § 53 Abs. 1 Nr. 3 bzw. § 97 

27. Zu Artikel 3 b — neu — (Änderung der 
Strafprozeßordnung) 
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Abs. 2 Satz 2 StPO aufgezählten Heilberufe sind 
nicht ersichtlich. 

28. Zu Artikel 3 c — neu — (Änderung des 
Heilpraktikergesetzes) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren das Heilpraktikergesetz in dem 
durch das vorgesehene Psychotherapeutengesetz 
gebotenen Umfang ausdrücklich zu ändern. 

Begründung 

Durch das vorgesehene Psychotherapeutengesetz 
wird das Heilpraktikergesetz inhaltlich geän-
dert. 

und ohne eine Erlaubnis nach § 1 Heilpraktiker-
gesetz zu besitzen. Diese Strafbestimmung wird 
durch das vorgesehene Psychotherapeutengesetz 
eingeschränkt (vgl. Begründung des Gesetzent-
wurfs A II 1 Abs. 2, A II 7.4 und A II 11). Künftig soll 
nämlich nach § 5 Heilpraktikergesetz die Aus-
übung der Heilkunde nur ein Vergehen sein, 
wenn sie erfolgt, ohne zur Ausübung des ärztli-
chen Berufs berechtigt zu sein und ohne eine 
Erlaubnis nach § 1 Heilpraktikergesetz oder §§ 2, 
4 Psychotherapeutengesetz zu besitzen. Der 
Begründung des Gesetzentwurfs ist zuzugeben, 
daß diese Änderung des Heilpraktikergesetzes 
ohne ausdrückliche Änderung dieses Gesetzes 
selbst und ohne ausdrückliche Erwähnung im 
Psychotherapeutengesetz eintritt. 

Dies gilt insbesondere für § 5 Heilpraktikerge-
setz. Hiernach ist die Ausübung der Heilkunde 
ein Vergehen, wenn sie erfolgt, ohne zur Aus-
übung des ärztlichen Berufs berechtigt zu sein 

Aus Gründen der Rechtsklarheit, der insbeson-
dere im Strafrecht ein hoher Stellenwert 
zukommt, ist eine ausdrückliche Anpassung des 
Heilpraktikergesetzes jedoch geboten. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu Nummer i 

I. 

1. Die Bundesregierung wird in Abstimmung mit den 
Ländern die nötigen Klärungen herbeiführen. 

2. Die Vorentwürfe der Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnungen wurden von der Bundesregierung 
inzwischen vorgelegt. Sie enthalten bereits weitge-
hend Klärungen der hier angesprochenen Fra-
gen. 

3. Die Bundesregierung ist danach der Auffassung, 
daß das vorgesehene Berufspraktikum durchaus 
sinnvoll durchgeführt werden kann. 

4. Als Voraussetzung des Zugangs zur Zusatzausbil-
dung soll die Abschlußprüfung im Gesetz genannt 
werden, die gemäß § 15 Abs. 2 Satz 1 des Hoch-
schulrahmengesetzes der Feststellung dient, ob der 
Student das Zieldes Studiums erreicht hat. Ebenso 
soll gesetzlich festgeschrieben werden, daß diese 
Abschlußprüfung das Fach Klinische Psychologie 
umfassen muß. 

Die Bundesregierung hält an  der Voraussetzung 
des Psychologiestudiums fest und befürwortet eine 
Einbeziehung von Absolventen anderer wissen-
schaftlicher Studiengänge bzw. des Medizinstu-
diums nicht. 

5. Das Zusatzausbildungsverhältnis ist seiner Rechts-
natur nach ein entgeltliches oder unentgelt liches 
Ausbildungsverhältnis eigener Art. Das Nähere 
über die Möglichkeiten entgeltlicher Tätigkeit 
bestimmt § 8 der Vorentwürfe der Ausbildungs-
und Prüfungsverordnungen. Die Bundesregierung 
ist der Auffassung, daß der einzelne Bewerber auch 
im Lichte der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts keinen Rechtsanspruch auf Zulas-
sung gegen ein Land geltend machen kann. Im 
übrigen wird auf die Ausführungen zu Nummer 11 
verwiesen. 

II. 

1. Die Bundesregierung widersp richt II 1 der Ent-
schließung. Sie hält an  der Kostenerstattung und 
der vorgesehen Selbstbeteiligung bei Inanspruch-
nahme psychotherapeutischer Behandlung fest. 
Bereits in der bisherigen Praxis (z. B. TK-Regelung) 
nimmt das Prinzip der Kostenerstattung breiten 
Raum ein. Die 25%ige Zuzahlung sorgt dafür, daß 
nur wirklich notwendige Behandlungen in An-
spruch genommen werden, und ist deshalb eine 
wirksame Vorkehrung gegen eine Mengenauswei-
tung. Hierdurch wird eine übermäßige Belastung 
der gesetzlichen Krankenversicherung, die im 
Widerspruch zu der auch von den Ländern akzep-
tierten Zielsetzung des Gesundheitsstrukturgeset-
zes stehen würde, vermieden. Die Härtefallrege- 

lungen sorgen dafür, daß kein Versicherter auf eine 
ausreichende psychotherapeutische Versorgung 
verzichten muß. Insbesondere sozial Schwache 
und chronisch kranke Versicherte werden von der 
Sozialklausel (vollständige Befreiung von Zuzah-
lungen) und der gleitenden Härtefallregelung 
geschützt. Hinsichtlich der Inanspruchnahme von 
Psychotherapie durch Ehefrauen ohne eigenes Ein-
kommen ist darauf hinzuweisen, daß die Härtefall-
regelungen auf das gesamte Familieneinkommen 
und die entsprechend der Familiengröße erhöhten 
Härtefallgrenzen abstellt. Im übrigen kann es nicht 
Aufgabe der gesetzlichen Krankenversicherung 
sein, innerfamiliäre Unterhaltskonflikte zu lösen. 

2. Die Forderung unter II 2 der Entschließung wird 
abgelehnt: Durch das Psychotherapeutengesetz 
werden zahlreiche neue Leistungserbringer zur 
Versorgung von Patienten durch das System der 
gesetzlichen Krankenversicherung zugelassen. 
Zulassungsbeschränkungen wie für den ärztlichen 
Bereich sind nicht vorgesehen. Die notwendige 
langfristige Stabilisierung der finanziellen Lage 
der gesetzlichen Krankenversicherung macht es 
erforderlich, die auf die Krankenkassen zukom-
mende Mehrbelastung durch diese neuen Lei-
stungserbringer zu begrenzen. Dies geschieht 
durch die Festlegung eines Ausgangsbudgets für 
das Jahr des Inkrafttretens des Gesetzes und ent-
sprechende Regelungen zur Fortschreibung des 
Budgets in den Folgejahren. Das Ausgangsbudget 
für das Jahr 1996 läßt hinreichend Spielraum für 
eine Ausdehnung der psychotherapeutischen Lei-
stungen, indem das Ausgabevolumen für nichtärzt-
liche Psychotherapeuten von ca. 1 % der vertrags-
ärztlichen Gesamtvergütung 1996 maximal um 
weitere 0,25 % erhöht werden kann. Zusätzlich 
wird der Spielraum für ein Mengenwachstum 
durch die Selbstbeteiligung der Versicherten aus-
geweitet. 

In den Folgejahren wird das Budget entsprechend 
der Entwicklung der Grundlohnsumme angepaßt. 
Auch für die vertragsärztliche Vergütung gilt ab 
1996 wie bereits vor 1993 die gesetzliche Regelung, 
daß bei den Vergütungsvereinbarungen der 
Grundsatz der Beitragssatzstabilität und damit die 
Entwicklung der Grundlohnsumme zu beachten 
ist. Das Budget für die nichtärztlichen Psychothera-
peuten kann in den Folgejahren wiederum auf bis 
zu 1,25 % der vertragsärztlichen Gesamtvergütung 
ausgeweitet werden, wenn die Zahl der abgerech-
neten Leistungen gegenüber dem Vorjahr ange-
stiegen ist. Dadurch ist auch hier erneut ein Spiel-
raum gür eine moderate Ausweitung der Lei-
stungsmenge gegeben. 

3. Die Bundesregierung stimmt dem Anliegen in II 3 
der Entschließung zu, soweit es sich auf das Zulas-
sungsverfahren bezieht, und wird im Laufe des 
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Gesetzgebungsverfahrens Vorschläge zu dessen 
Verwirklichung machen. Für das in der Entschlie-
ßung geforderte Vertragsverfahren auf Landes-

ebene ist kein Raum, da der Entwurf anders als im 
vertragsärztlichen Bereich und bei den Beziehun-
gen der sonstigen Leistungserbringer zu den Kran-
kenkassen keine Vertragsbeziehungen zwischen 
den Psychologischen Psychotherapeuten und den 
Krankenkassen vorsieht. Der Forderung, das 
Abrechnungsverfahren auf Landesebene zu instal-
lieren, kann nicht nachgekommen werden, weil 
das Vergütungsvolumen auf Bundesebene festge-
setzt wird und deshalb die Abrechnung auch nur 
bundeseinheitlich erfolgen kann. 

Zu Nummer 2 

Die Bundesregierung stimmt zu. 

Zu Nummer 3 

Die Bundesregierung stimmt zu. Hinsichtlich der 
Folgeänderung zu Artikel 1 § 11 wird auf die Gegen-
äußerung zu Nummer 18 verwiesen. 

Zu Nummer 4 

Die Bundesregierung stimmt zu. 

Zu Nummer 5 

Die Bundesregierung stimmt zu. 

Zu Nummer 6 

Die Bundesregierung stimmt zu. 

Zu Nummer 7 

Die Bundesregierung stimmt zu. 

Zu Nummer 8 

Die Bundesregierung stimmt zu. 

Zu Nummer 9 

Die Bundesregierung stimmt zu. Die neue Vorschrift 
sollte jedoch wie folgt gefaßt werden: 

„3 a. mit einem Staatsangehörigen eines der übri-
gen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft oder eines anderen Vertragsstaates des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts

-

raum verheiratet sind, der im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes eine Tätigkeit im Lohn- oder Gehalts-
verhältnis oder eine selbständige Tätigkeit aus-
übt. " 

Die Änderung in der Formulierung trägt der Fassung 
der Bundes-Apothekerordnung, an  die die Vorschrift 
angepaßt werden soll, Rechnung. 

Zu Nummer 10 

Die Bundesregierung wird der Präzisierungsbitte im 
weiteren Gestzgebungsverfahren entsprechen. 

Zu Nummer 11 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß das Prakti-
kum während der Ausbildung entweder entgeltlich 
oder unentgeltlich ausgeübt werden kann. Zur Er-
möglichung der entgeltlichen praktischen Tätigkeit 
sieht § 8 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnun-
gen für Psychologische Psychotherapeuten und für 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten vor, 
daß im Wege der Beauftragung eine Mitwirkung des 
Ausbildungsteilnehmers an der Krankenversorgung 
erfolgen kann. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
Gleichstellung der Weiterbildung in Be tracht kommt, 
die nach Maßgabe der Zusatzausbildungen in Institu-
ten, die die Qualitätsanforderungen erfüllen, wie sie 
z. B. nach den Psychotherapie-Vereinbarungen auf 
der Grundlage der Psychotherapie-Richtlinien ver-
langt werden, abgeleistet wird. 

Im übrigen wird die Bundesregierung die Anregun-
gen überprüfen. 

Zu Nummer 12 

Die Bundesregierung stimmt zu. Die vorgeschlagene 
Neufassung des Artikels 1 § 6 Abs. 2 Nr. 4 ist zur 
Anpassung an die Terminologie des Gesetzes wie 
folgt zu ergänzen: 

„4. in der Einrichtung mehrere geeignete Psychologi-
sche Psychotherapeuten ... ". 

Zu Nummer 13 

Die Bundesregierung widersp richt dem Vorschlag. 
Sie ist der Auffassung, daß die in Anlehnung an § 4 
Bundesärzteordnung und § 3 Zahnheilkundegesetz 
gewählte Formulierung der vorgeschlagenen Ergän-
zung nicht bedarf. 
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Zu Nummer 14 

Die Bundesregierung stimmt zu. 

Zu Nummer 15 

Die Bundesregierung stimmt zu. 

Zu Nummer 16 

Die Bundesregierung stimmt zu. 

Zu Nummer 17 

Die Bundesregierung widersp richt der vorgeschlage-
nen Änderung des Artikels 1 § 9. 

Das für den Bereich der Psychotherapie bei Ärzten, 
Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten weitgehend identi-
sche Leistungsspektrum erfordert eine Gestaltung der 
Vergütungsregelungen nach für ärztliche und nicht-
ärztliche Psychotherapeuten einheitlichen Kriterien. 
Ebenso wie im Bereich der gesetzlichen Krankenver-
sicherung für die nichtärztlichen Psychotherapeuten 
dieselben Leistungsbeschreibungen und Punktzahlen 
wie für ärztliche Psychotherapeuten gelten sollen (vgl. 
Artikel 2 Nr. 7), müssen für beide Berufsgruppen auch 
bei Privatbehandlung einheitliche Grundsätze der 
Vergütungsbemessung gelten. Dem entspricht die der 
Verordnungsermächtigung des § 11 Bundesärzteord-
nung zum Erlaß der ärztlichen Gebührenordnung 
nachgebildete Verordnungsermächtigung des Arti-
kels 1 § 9. 

Die Bleichlautenden Verordnungsermächtigungen 
ermöglichen es, innerhalb des vorgegebenen Er-
mächtigungsrahmens das Gebührenrecht in beiden 
Bereichen nach einheitlichen Kriterien weiterzuent-
wicklen. Dies wäre bei inhaltlich voneinander abwei-
chenden Verordnungsermächtigungen nicht gewähr-
leistet. 

Zu Nummer 18 

Die Bundesregierung stimmt der vorgeschlagenen 
redaktionellen Vereinfachung (vorbehaltlich des Er-
gebnisses der Prüfung zu Nummer 20) grundsätzlich 
zu. Sie schlägt jedoch unter Berücksichtigung der vom 
Bundesrat angeregten Fassung des Artikels 1 § 1 
Abs. 1 vor, diese Vorschrift nunmehr wie folgt zu 
fassen: 

„ (1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne Approba-
tion oder Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 die Bezeichnung 
,Psychologischer Psychotherapeut', ,Psychologische 
Psychotherapeutin', ,Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeut', ,Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeutin', ,Psychotherapeut' oder ,Psychotherapeutin' 
führt." 

Diese Fassung berücksichtigt die vom Bundesrat vor-
geschlagene Verkürzung der Bußgeldvorschrift und 
paßt sie darüber hinaus der vom Bundesrat vorge-
schlagenen Fassung des Artikels 1 § 1 Abs. 1 an . 

Zu Nummer 19 

Die Bundesregierung stimmt (vorbehaltlich des 
Ergebnisses der Prüfung zu Nummer 20) zu. 

Zu Nummer 20 

Die Bundesregierung prüft die Anregungen des Bun-
desrates. 

Zu Nummer 21 

Die Bundesregierung stimmt zu. 

Zu Nummer 22 

Die Bundesregierung wird die genannten Regelun-
gen überprüfen. 

Zu Nummer 23 

Die Bundesregierung stimmt zu. 

Zu Nummer 24 

Die Bundesregierung stimmt zu. 

Zu Nummer 25 

Die Bundesregierung stimmt zu. 

Zu Nummer 26 

Die Bundesregierung lehnt den Änderungsantrag ab. 
Sie ist der Auffassung, daß es einer ausdrücklichen 
gesetzlichen Regelung nicht bedarf. Sie geht davon 
aus, daß die Bundesländer wie bislang durch überein-
stimmende Verwaltungspraxis die Ausübung heil-
praktischer Psychotherapie in eigener Kompetenz 
regeln. 

Zu Nummer 27 

Die Bundesregierung stimmt zu. Die Formulierung 
sollte den Berufsbezeichnungen der neuen Berufe 
„Psychologischer Psychotherapeut" und „Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeut" in Artikel 1 § 1 
Abs. 1 folgen. Die vorgeschlagene Ergänzung muß 
auch in § 102 Abgabenordnung vorgenommen wer-
den, weil es aus steuerrechtlicher Sicht nicht gerecht-
fertigt ist, den Kreis der Personen, denen ein Aus-
kunftsverweigerungsrecht zum Schutz bestimmter Be-
rufsgeheimnisse nach der Abgabenordnung zusteht, 
anders zu bestimmen, als den Kreis der Personen, 
denen ein Zeugnisverweigerungsrecht als Berufsge-
heimnisträger nach der Strafprozeßordnung zusteht. 
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Zu Nummer 28 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es einer 
Änderung des Heilpraktikergesetzes nicht bedarf. Die 
durch den Antrag angestrebte Rechtslage ergibt sich 
bereits unmittelbar aus dem Psychotherapeutenge-
setz. 

Soweit die Bundesregierung der Stellungnahme des 
Bundesrates zustimmt, sind Auswirkungen auf Einzel-
preise und das Preisniveau, insbesondere das Ver-
braucherpreisniveau, nicht zu erwarten, da die Ände-
rungen im wesentlichen nur redaktionelle Klarstel-
lungen sind und, soweit sie darüber hinaus gehen, nur 
Verfahrensvorschriften betreffen, die keine Auswir-
kungen auf die Wirtschaft haben. 

 





 


